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1 Einleitung 

Die umweltrechtlichen Sanierungspflichten der Grundstückseigentümer1 haben ei-

nen nicht unwesentlichen Anteil an der Umsetzung der Ziele des Umwelt- und Na-

turschutzes. Diese Maßnahmen tragen beispielhaft zur grundlegenden Verbesse-

rung der Gewässer- wie auch Grundwasserqualität bei sowie zur Verringerung der 

Schadstoffbelastung in der Luft oder leisten einen Beitrag, um die ambitionierten 

Klimaschutzziele von Paris zu erreichen. Solche Ziele benötigen Regelungen, die 

die erforderlichen Maßnahmen benennen und die Umsetzungen beschreiben. 

Dies bedeutet nicht nur eine regelnde und organisatorische Herausforderung für 

den Gesetzgeber und die Verwaltung, sondern fordert auch im Einzelnen von je-

dem betroffenen Bürger2, der zu einer umweltrechtlichen Sanierung verpflichtet ist, 

einen persönlichen Beitrag. Dabei treffen Umweltschutz und persönliche wirt-

schaftliche Möglichkeiten aufeinander. 

Diesbezügliche Erfahrungen zeigen die Umsetzungen der gesetzlichen Forderung 

nach Anpassung dezentraler Abwasserentsorgungsanlagen an den Stand der 

Technik bis spätestens 31. Dezember 2015.3 Die Anforderungen werden erfüllt bei 

der Errichtung von vollbiologischen Kleinkläranlagen oder abflusslosen Gruben. 

Betroffen sind die Anlagen, die durch die Abwasserbeseitigungskonzepte4 der 

Landkreise und kreisfreien Städte als dauerhaft dezentral eingestuft wurden. Re-

gional ergeben sich hierbei starke Unterschiede. In urbanen Räumen sind deutlich 

weniger dezentrale Anlagen zu verzeichnen als in den dünnbesiedelten Landkrei-

sen. Ein Beispiel hierfür ist der Vogtlandkreis, der insgesamt 12.841 Grundstücke 

als dauerhaft dezentral eingestuft hat. Mit Stand vom 10. Juli 2017 bedürfen von 

diesen aus unterschiedlichen Gründen noch 1.455 Anlagen einer Anpassung.5 

Dies sind ca. 11 % der sanierungspflichtigen Anlagen, die auch eineinhalb Jahre 

nach dem Fristablauf nicht an den Stand der Technik angepasst wurden. Das 

zeigt, wie schwierig eine Umsetzung gesetzlicher Pflichten ist, die das persönliche 

Budget der Betroffenen zusätzlich beansprucht. Insbesondere Grundstückseigen-

tümer, die über ein geringes monatliches Einkommen (Mindestlohn, Mindestrente 

oder Transferbezieher nach SGB) verfügen, können solchen Forderungen man-

                                                
1 Die in dieser Arbeit genannten Eigentümer sind solche von Gebäuden wie auch Eigentumswoh-
nungen. 
2 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weib-
licher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für beider-
lei Geschlecht. 
3 Vgl. § 2 Abs. 1 Kleinkläranlagenverordnung i.V.m. § 10 S. 1 SächsWG, § 57 WHG. 
4 Vgl. § 51 SächsWG. 
5 Vgl. ZWAV: Allgemeine Informationen zum Thema Kleinkläranlagen. 
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gels Leistungsfähigkeit nur schwer nachkommen. Basierend auf diesen Erfahrun-

gen ist es fraglich, ob weitere gesetzliche Verpflichtungen zu umweltrechtlichen 

Sanierungen in dieser restriktiven Form erfolgreich umgesetzt werden können. 

Die in dieser Arbeit analysierten Normen – EnEV und 1. BImSchV – verpflichten 

den Grundstückseigentümern in gleicher Weise zu umweltrechtlichen Sanierun-

gen. Die Untersuchung der Thematik soll zeigen, warum eine umweltrechtliche 

Sanierung auf der Ebene der Grundstückseigentümer zwingend erforderlich und 

unumgänglich ist. Von Wichtigkeit ist dabei, ob die bestehenden gesetzlichen Re-

gelungen die gewünschte Effizienz entfalten können. 

Vorangestellt sind eine Hintergrundbetrachtung der EnEV und der 1. BImSchV so-

wie deren gewünschte Effekte. Welche Sanierungspflichten die Normen beinhal-

ten, werden in der Folge detailliert analysiert und kategorisiert. Unentbehrlich sind 

in diesem Rahmen die Möglichkeiten der Behörden, die Umsetzung der Forderun-

gen zu überprüfen und durchzusetzen. Inwieweit diese Autorisierungen in der Pra-

xis Wirkung zeigen, werden an einigen Stellen die Erfahrungen der Behörden ein-

bezogen. Der zweite wichtige Punkt dieser Arbeit befasst sich mit der Misere, in 

welcher Weise Grundstückseigentümer mit mangelnder Leistungsfähigkeit ihrer 

Plicht der Sanierung nachkommen können. Eine wichtige Säule bilden die staatli-

chen Unterstützungen. Eine Kategorisierung der Zuwendungen zeigt unter wel-

chen Voraussetzungen die betroffenen Sanierungspflichtigen staatliche Mittel be-

anspruchen können. Im Ergebnis kann eine Aussage getroffen werden, in wel-

chem Umfang die mangelnde Leistungsfähigkeit kompensiert werden kann. 
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2 Entwicklung und Zweck der EnEV und der 1. BImSchV 

Die EnEV wie auch die 1. BImSchV dienen den Zielen des Klimaschutzes, folglich 

mit globaler Wirkung. Ihre Regelungen sind im Wesentlichen ein Beitrag zur Emis-

sionsreduzierung und zur effizienteren Nutzung vorhandener Ressourcen. Von 

Bedeutung ist, dass neben gegenwärtig errichteten Gebäuden und Anlagen, ins-

besondere die Bestandsgebäude/-anlagen fokussiert und deren Eigentümer/Be-

treiber in die Pflicht der Sanierung genommen werden. 

2.1 EnEV 

Die EnEV trat erstmals am 17. November 2001 in Kraft und fand ihre Rechtsgrund-

lage in den Bestimmungen der §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 2 und 3, 3 Abs. 2, 4 und 5 

EnEG. Zweck der Einführung dieser Verordnung war die Umsetzung verschiede-

ner Vorgaben der EU in nationales Recht. Ausschlaggebend waren die EU-

Richtlinien zur Begrenzung der Kohlendioxidemissionen durch eine effizientere 

Energienutzung (Richtlinie 93/76/EWG) und über die Wirkungsgrade von mit flüs-

sigen oder gasförmigen Brennstoffen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln 

(Richtlinie 92/42/EWG). Im Gegensatz zu den vorangegangenen Vorschriften re-

gelt die EnEV nach dem Primärenergiebedarf des gesamten Objektes.6 

Geänderte und neue Vorgaben der EU erforderten eine regelmäßige Anpassung 

der EnEV in den Jahren 2004, 2007, 2009 und 2014, wobei 2016 vereinzelte Re-

gelungen der Novellierung 2014 erst 2016 in Kraft traten. Die aktuell geltende 

EnEV erfüllt nur teilweise die Pflichten nach dem EnEG i.V.m. der EU-

Gebäuderichtlinie, so dass bereits in diesem Jahr eine Neuversion der EnEV ver-

bindlich werden soll. Maßgeblich ist die Einführung des Niedrigstenergie-Gebäu-

destandards für Neubauten ab 2019 für öffentliche, neu errichtete Gebäude und 

ab 2021 für private Neubauten.7 Mit der Novellierung werden die parallel laufenden 

Regelungen EnEG, EnEV und EEWärmeG zum GEG zusammengefasst. 

Der Vollzug der EnEV obliegt den Ländern, so dass entsprechende Ausführungs-

bestimmungen erforderlich sind. Sachsen verabschiedete mit der SächsEnZust-

DVO vom 21. Januar 2004 ein solches Regelwerk. Aktuell bestimmen sich die Zu-

ständigkeiten und Verfahren nach der SächsEnEVDVO vom 19. September 2016. 

Dass Maßnahmen zur Senkung des Energieverbrauchs der privaten Haushalte er-

forderlich sind, zeigen die aktuellen Daten des Endenergieverbrauchs der Haus-

halte in Deutschland. Danach benötigten private Haushalte im Jahr 2016 sogar 

                                                
6 Vgl. Drasdo, M. In: Riecke, O. ; Schmid, M.: WEG-Kommentar. EnEV Wohneigentum Rdnr. 1, 2. 
7 Vgl. Tuschinski, M.: EnEV-Novelle oder GebäudeEnergieGesetz?. 
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mehr Energie als im Jahr 1990. Damit entfallen etwa 25 Prozent des Energiever-

brauchs in Deutschland auf private Haushalte.8 

Die aktuelle EnEV dient der Umsetzung der EU-Richtlinie über die Gesamteffizienz 

von Gebäuden (Richtlinie 2010/31/EU) und der Beschlüsse des Bundestages zum 

Energiekonzept und zur Energiewende. Die Zielrichtung der Verordnung ist in der 

Einsparung von Energie in Gebäuden zu sehen, um wirksam zur Erfüllung der 

energiepolitischen Ziele der Bundesrepublik beizutragen. Im Fokus steht dabei das 

Erreichen eines „[…] nahezu klimaneutrale(n) Gebäudebestand(es) bis zum Jahr 

2050 […]“.9 Der Studie „Klimapfade für Deutschland“ des BDI zufolge, liegt „Im 

Gebäudebereich […] ein großes CO2-Einsparpotenzial, das sich insbesondere auf 

den Gebäudebestand fokussiert.“10 Um die anvisierten Ziele zu erreichen, bedarf 

es insbesondere im Bereich des Gebäudebestands einer Steigerung der energe-

tischen Sanierungsrate um 50 Prozent auf 1,7 Prozent pro Jahr. Diese zusätzli-

chen Anstrengungen sind offensichtlich nur mit wirkungsvollen Anreizen des Staa-

tes und effektiven Instrumenten zur Umsetzung der Sanierungspflichten zu reali-

sieren.11 

2.2 1. BImSchV 

Die 1. BImSchV regelt die Errichtung, die Beschaffenheit und den Betrieb kleiner 

und mittlerer Feuerungsanlagen, die nicht unter die Genehmigungspflicht nach § 4 

BImSchG fallen. Das sind vor allem Heizungen im häuslichen Bereich, wie Gas- 

und Ölheizkessel, Kamin- und Kachelöfen sowie Pellet- und Scheitholzkessel. Die 

Regelungen der 1. BImSchV sollen zur Verminderung der meist in der unmittelba-

ren Nähe der Feuerungsanlagen auftretenden Luftbelastung beitragen. Die erste 

Fassung stammt aus dem Jahr 1974. Die letzte umfassende Novellierung trat am 

22. März 2010 in Kraft. Die Überarbeitung betraf vordergründig die Anforderungen 

an Anlagen, welche feste Brennstoffe verbrennen. Insbesondere Holzheizungen 

verursachen eine Vielzahl von Luftschadstoffen, welche im Zusammenwirken mit 

anderen Schadstoffen zur Verschlechterung der Luftqualität in Städten und Wohn-

gebieten führt.12 

Die Verordnung zielt darauf ab, die Luftqualität weiter zu verbessern und gleich-

zeitig den Ausbau der regenerativen Wärmeerzeugung zu intensivieren. Spürbare 

Effekte sollen die geänderten Regelungen für Altanlagen erreichen. Die Betreiber 

dieser Anlagen sind zur Anpassung der Feuerstätten an den verbesserten Stand 

                                                
8 Vgl. UBA: Energieverbrauch privater Haushalte i.V.m. Anhang 1. 
9 § 1 Abs. 1 S. 2 EnEV. 
10 BDI: BDI-Handlungsempfehlung zur Studie „Klimapfade für Deutschland“. S. 23. 
11 Vgl. ebenda. 
12 Vgl. Behnke, A.: Novellierung der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen. S. 3. 
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der Technik der Emissionsminderung sowie zur Einhaltung der neu gefassten 

Emissionsgrenzwerte verpflichtet. Für Anlagen, die die Grenzwerte überschreiten, 

wurden Übergangsfristen geschaffen mit der Folge der Stilllegung nach Fristab-

lauf. Die Verordnung regelt darüber hinaus gezielter die Autorisierung der Bezirks-

schornsteinfeger, die sich insbesondere auf die regelmäßige Überprüfung der An-

lagen und der Einhaltung der Emissionsgrenzwerte fokussiert.13 

  

                                                
13 Vgl. ebenda. S. 4 ff. 



 

 6 

3 Kategorisierung der umweltrechtlichen Sanierungs-
pflichten 

Die EnEV enthält im Abschnitt 3 eine Vielzahl von Verpflichtungen zur Änderung 

am Gebäudebestand. Neben den Heizungsanlagen regelt sie die Sanierung von 

Rohrleitungen, Dämmungen und Fensterstandards. Die 1. BImSchV hingegen 

konzentriert sich mit ihren Vorschriften auf die bestehenden Feuerungsanlagen in 

privaten Haushalten, wobei die Regelungen für die Feuerung mit Feststoffen be-

sonders restriktiv gefasst sind. 

Die Nachrüstpflichten beider Normen sind zu unterscheiden in „unbedingte“ – als 

zwingend zu verstehen – und „bedingte“ (s. Anhang 2). Die „unbedingten“ Sanie-

rungspflichten beschreibt im Wortlaut die EnEV in den §§ 10, 14 und 15. Es sind 

öffentlich-rechtliche Verpflichtungen und für die Grundstückseigentümer zwin-

gend. Die Verpflichtungen bestehen unabhängig von energetischen Maßnahmen, 

die der Grundstückseigentümer durchführt.14 

Die „bedingten“ Nachrüstpflichten15 im Gegensatz dazu entstehen erst dann, wenn 

Änderungen am Gebäude vorgenommen werden. Dabei ist es irrelevant, ob die 

Maßnahmen einer Modernisierung oder einer Instandhaltung zugrunde liegen. In 

gleicher Weise sind die Vorgaben der 1. BImSchV zu verorten. Eine Sanierungs-

pflicht ist immer dann zu erfüllen, wenn Emissionsgrenzwerte nicht eingehalten 

werden.16 

3.1 Unbedingte Sanierungspflichten im engeren Sinne 

Die „unbedingten“ Sanierungspflichten bestehen sowohl für die Gebäudesubstanz 

als auch für ihre heizungs- und raumlufttechnischen Anlagen sowie solche zur 

Warmwasserbereitung. Die abschließenden Regelungen der Nachrüstpflichten fin-

den sich in den §§ 10, 14 und 15 EnEV. 

3.1.1 § 10 Abs. 1 EnEV – Gas- und Öl-Standardheizkessel 

Die Nachrüstpflichten betreffen Heizkessel, welche mit flüssigen oder gasförmigen 

Brennstoffen (Öl oder Gas) beschickt werden. Anlagen, welche vor dem 1. Oktober 

1978 eingebaut oder aufgestellt worden sind, mussten bereits bis 31. Dezember 

2006 außer Betrieb genommen werden. Mit Inkrafttreten der aktuellen EnEV 

(1. Mai 2014) war auch die Stilllegung der Anlagen mit Einbau oder Aufstellung vor 

dem 1. Januar 1985 zwingend.17 Betreiber von Heizkesseln, die am 1. Januar 1985 

und danach eingebaut oder aufgestellt wurden, dürfen diese nach Ablauf von 30 

                                                
14 Vgl. Hopfensperger, G ; Noack, B. ; Onischke, S.: EnEV-Novelle 2009. S. 13. 
15 Vgl. § 9 EnEV i.V.m. Anlage 3 zur EnEV. 
16 Vgl. ebenda. S. 18. 
17 Vgl. Drasdo, M. In: Riecke, O. ; Schmid, M.: WEG-Kommentar. EnEV Wohneigentum Rdnr. 16. 
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Jahren nicht mehr betreiben. Folglich müssen in diesem Jahr alle Anlagen außer 

Betrieb gehen, welche im Jahr 1988 eingebaut oder aufgestellt wurden. 

Die Regelungen des § 10 Abs. 1 EnEV entfalten keine Wirkung auf Niedertempe-

ratur-Heizkessel oder Brennwertkessel bzw. auf heizungstechnische Anlagen mit 

einer Nennwertleistung unter vier Kilowatt oder mehr als 400 Kilowatt. Nicht be-

troffen sind ebenfalls Heizkessel für besondere Brennstoffe, Anlagen ausschließ-

lich zur Zubereitung von Warmwasser, Küchenherde sowie Heizgeräte, die haupt-

sächlich für einen Raum ausgelegt sind und die auch Warmwasser für die Zentral-

heizung oder für sonstige Gebrauchszwecke liefern.18 

3.1.2 § 10 Abs. 2 EnEV – Dämmung der Wärmeverteilungs- und Warmwas-
serleitungen sowie der Armaturen 

Zur Begrenzung des Wärmeverlustes an Wärmeverteilungs- und Warmwasserlei-

tungen sowie Armaturen in nicht beheizten Räumen hat der Eigentümer zugängli-

che Anlagenteile entsprechend den Vorgaben der Anlage 5 der EnEV zu dämmen. 

Welchen Wärmeverlust ungedämmte Leitungssysteme und Armaturen in nicht be-

heizten Räumen verursachen können, zeigen Untersuchungen. Messungen erga-

ben, dass jährlich ein Wärmeverlust von „[…] bis zu einem Viertel des Jahres-Heiz-

energieverbrauchs eines Wohngebäudes betragen kann.“19 

3.1.3 § 10 Abs. 3 EnEV – Dämmung der obersten Geschossdecke 

Unter bestimmten Bedingungen mussten Eigentümer von Gebäuden die oberste 

Geschossdecke bzw. wahlweise das darüberliegende Dach bis zum 31. Dezember 

2015 gedämmt haben. Diese Nachrüstpflicht liegt vor, wenn das Gebäude jährlich 

mindestens vier Monate auf eine Innentemperatur von 19°C beheizt wird und die 

oberste Geschossdecke über den beheizten Räumen den Wärmedurchgangsko-

effizient von 0,24 W/m²K nicht überschreitet. Zusätzlich muss der unbeheizte 

Dachraum über den beheizten Räumen zugänglich sein. Nach einer amtlichen 

EnEV-Auslegung des DIBt ist eine oberste Geschossdecke dann zugänglich, wenn 

der Dachraum aufgrund seiner Abmaßen keine Ausbaureserven aufweist. Eine 

Dämmung eines ausbaufähigen Dachraums wird somit als nicht wirtschaftlich ein-

gestuft, da die Möglichkeit einer späteren Nutzung besteht.20 Alternativ besteht die 

Pflicht zur Dämmung des darüberliegenden Daches. Die Dämmungen beider Va-

                                                
18 Vgl. § 10 Abs. 1 S. 4 i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 EnEV. 
19 Vgl. Kuntke, T.: EnEV und SächsEnZustDVO Vollzug der EnEV durch das sächsische Schorn-
steinfegerhandwerk. S. 11. 
20 Vgl. DIBt : EnEV-Auslegungsfragen. 4. Staffel S. 2., 9. Staffel S. 27. 
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rianten hat nach der Anlage 3 zur EnEV so zu erfolgen, dass der Wärmedurch-

gangskoeffizient von 0,24 W/m²K nach den Sanierungsmaßnahmen nicht über-

schritten wird. 

3.1.4 § 14 Abs. 1 S. 2 EnEV – Ausstattung von Zentralheizungen mit zentra-
len Regelungseinrichtungen 

Zentralheizungen sind solche Anlagen, deren Funktionen „Wärmeerzeugung“ und 

„Wärmeübergabe“ auf verschiedene Geräte aufgeteilt sind, wobei mindestens 

zwei Räume versorgt werden und über ein Verteilnetz verfügt21. Die Anlagen müs-

sen verpflichtend mit zentralen Regelungseinrichtungen ausgestattet sein, die si-

cherstellen, dass in Abhängigkeit von der Außentemperatur (oder einer anderen 

Führungsgröße) und der Zeit „[…] nur soviel Wärme im Verteilungsnetz vorgehal-

ten wird, wie zeitnah verbraucht werden kann.“22 Diese Vorrichtungen bezwecken 

die Begrenzung von Verlusten bei der Verteilung und der Erzeugung von Wärme. 

Fehlen bestehenden Anlagen diese zentralen Regelungseinrichtungen, besteht 

eine Nachrüstpflicht. 

3.1.5 § 14 Abs. 2 S. 4 EnEV – Ausstattung von Zentralheizungen mit raum-
weisen Regelungseinrichtungen 

Die raumweise Regelung der Raumtemperatur muss bei Zentralheizungen gege-

ben sein, wenn Wasser als Wärmeträger dient. Der Nutzen liegt darin, dass die 

dezentrale Regelung u. a. Fremdwärme, wie Sonneneinstrahlung oder Abwärme, 

von technischen Geräten registrieren und darauf reagieren kann. Es werden wei-

tere Verluste verringert, die möglicherweise durch Überhitzung von Räumen ent-

stehen. Bei der verpflichtenden Nachrüstung ist zu berücksichtigen, dass der Ad-

ressat in diesem Zusammenhang der Wohnungseigentümer ist. Insbesondere bei 

Gebäuden, welche von Wohnungseigentümergemeinschaften unterhalten wer-

den, hat dieser Aspekt eine rechtliche Bedeutung, da die Heizkörper dem Son-

dereigentum zuzuordnen sind.23 

Befreiungen räumt der § 14 Abs. 2 EnEV für Fußbodenheizungen für kleine Räume 

bis 6 m² sowie für Fußbodenheizungen, die vor dem 1. Februar 2002 eingebaut 

worden sind, ein. Als zulässige Abweichung gilt auch die sogenannte Gruppenre-

gelung. Dabei kann die Raumtemperatur von Räumen gleicher Art und Nutzung in 

Gebäuden, die nicht der Wohnnutzung dienen, gemeinschaftlich geregelt wer-

den.24 

                                                
21 Vgl. ebenda. 9. Staffel S. 28. 
22 ebenda. S. 29. 
23 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (70). 
24 Vgl. DIBt : EnEV-Auslegungsfragen. 9. Staffel S. 29. 
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3.1.6 § 15 Abs. 2 S. 2 EnEV – Ausstattung von Klimaanlagen und sonstigen 
Anlagen der Raumlufttechnik mit Regelungseinrichtungen 

Eine Klimaanlage ist eine „[…] Kombination der Bauteile, die für eine Form der 

Raumluftbehandlung erforderlich sind, durch die die Temperatur geregelt wird oder 

gesenkt werden kann; […]“.25 Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 

12 KW – auch Bestandsanlagen solcher Art – müssen mit Regelungseinrichtungen 

ausgestattet sein, wenn diese Anlagen zur unmittelbaren Veränderung der Raum-

luftfeuchte bestimmt sind. Bezweckt ist eine getrennte Einstellung der Sollwerte für 

die Be- und Endlüftung, um einen optimalen Energieverbrauch der Anlagen zu ga-

rantieren. Gleichartige Anforderungen bestehen für raumlufttechnische Anlagen 

mit einem Volumenstrom der Zuluft von wenigsten 4.000 m³/h. Die Nachrüstungs-

frist beträgt sechs Monate und bemisst sich nach der Erstinspektion gemäß § 12 

Abs. 3 EnEV für Anlagen, die nach dem 1. Oktober 2007 in Betrieb genommen 

worden sind (s. Anhang 3). 

3.2 Unbedingte Sanierungspflichten im weiteren Sinne 

Die unbedingten Sanierungspflichten im weiteren Sinne dienen neben den umwelt-

rechtlichen Aspekten insbesondere dem Verbraucherschutz. Mit diesen Regelun-

gen wird eine Transparenz geschaffen, von der vor allem die Verbraucher profitie-

ren. 

3.2.1 § 16 ff. EnEV – Energieausweis 

Die aktuelle EnEV schreibt für alle beheizten und gekühlten Gebäude, die vermie-

tet, verpachtet oder verkauft werden sollen, zwingend einen Energieausweis vor.26 

Unabhängig von den kommerziellen Ambitionen muss ein Energieausweis ausge-

stellt werden, wenn Sanierungsmaßnahmen ausgeführt und in diesem Zusam-

menhang Berechnungen nach § 9 Abs. 2 EnEV durchgeführt werden. Eigentümer 

von Bestandsgebäuden können wählen zwischen der Angabe des gemessenen 

Energieverbrauchs und des berechneten Energiebedarfs im Energieausweis, wo-

raus sich die Energieeffizienzklasse ergibt. Weiterer Bestandteil sind Hinweise an 

den Eigentümer, wie dieser kostengünstig die energetischen Eigenschaften des 

Gebäudes verbessern kann.27 

Der Energieausweis dient einerseits dem Verbraucherschutz und andererseits lie-

fert er dem Eigentümer Hinweise über Maßnahmen energieeffizienter Sanierun-

gen. Potentielle Mieter oder Käufer erhalten einen Einblick in die energetische 

                                                
25 Richtlinie 2010/31/EU Art. 2 Nr. 15. 
26 Vgl. §§ 16 ff. EnEV. 
27 Vgl. VOLLAND, J.: Energieeinsparverordnung (EnEV). S. 58 f. 
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Qualität des Gebäudes und die künftigen Energiekosten können abgeschätzt wer-

den. 

3.2.2 § 14b TrinkwV – Untersuchungspflichten in Bezug auf Legionella 
spec. 

Die Thematik der umweltrechtlichen Sanierungspflicht berühren zum Teil die um-

welthygienischen Anforderungen der Trinkwasserverordnung an ein Wohnge-

bäude. Diese fokussieren insbesondere die Vermeidung des Legionellenbefalls. 

Dass dieser Problematik durch den Gesetzgeber eine besondere Bedeutung zu-

gemessen wird, zeigt sich in der Aufnahme des § 14b TrinkwV durch die Änderung 

der Verordnung mit Stand vom 9. Januar 2018. 

In der natürlichen Umwelt kommen Legionellen, die keine Gefährdung darstellen, 

nur in geringen Mengen vor. In erwärmtem Wasser bei Temperaturen zwischen 30 

und 45°C vermehren sie sich sehr stark. Durch Übertragung auf den Menschen in 

Form von Aerosolen können die Erreger zum Beispiel beim Duschen eingeatmet 

werden. Der Krankheitsverlauf ähnelt einer Lungenentzündung und kann sich ins-

besondere für ältere bzw. geschwächte Personen gefährlich auswirken.28 

Um eine Vermehrung von Legionellen vorzubeugen, ist neben anderen techni-

schen Maßnahmen zu gewährleisten, dass der gesamte Wasserinhalt der Vor-

wärmstufen eines Speicher-Wassererwärmers einmal täglich auf 60°C erwärmt 

wird.29 Zusätzlich besteht für den Unternehmer oder sonstigen Betreiber einer 

Wasserversorgungsanlage (§ 3 Nr. 2 Buchst. e TrinkwV – Hauswasseranlagen) 

die Verpflichtung, das Trinkwasser einer systematischen Untersuchung zu unter-

ziehen, wenn das Trinkwasser u. a. gewerblich abgegeben wird, es sich um eine 

Großanlage handelt und die Versorgungsanlage Einrichtungen (Duschen) enthält, 

die zur Aerosolbildung des Trinkwassers führen30. Die Voraussetzungen erfüllen 

u. a. Gebäude mit mindestens drei und mehr Wohneinheiten, von denen mindes-

tens eine Wohnung vermietet wird. Für kleinere Gebäude gelten die Vorschriften 

des § 14b TrinkwV folglich nicht, werden jedoch empfohlen.31 Für die regelmäßige 

Beprobung hat der Betreiber der Anlage sicherzustellen, dass an repräsentativen 

Stellen (gemäß DIN EN ISO 19458) „[…] nach den allgemeinen Regeln der Tech-

nik geeignete Probeentnahmestellen vorhanden sind.“32 Fehlende Einrichtungen 

an Anlagen in Bestandsgebäuden sind verordnungskonform nachzurüsten. Die 

neuen Regelungen der TrinkwV erhöhen auch den Verbraucherschutz mit der 

                                                
28 Vgl. BMG: Merkblatt Stammblatt Trinkwasserverordnung und Legionellen. 
29 Vgl. DVWG: DVWG-Arbeitsblatt W 551. [eingeschränkter Zugang zum Hrsg.]. 
30 Vgl. §14b Abs. 1 TrinkwV. 
31 Vgl. BMG: Merkblatt Stammblatt Trinkwasserverordnung und Legionellen. 
32 § 14b Abs. 3 S. 4 TrinkwV. 
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Festlegung, dass Untersuchungsstellen auffällige Legionellenbefunde in der Trink-

wasser-Installation in Gebäuden „[…] direkt an das Gesundheitsamt zu melden 

haben.“33 

3.3 Generelle Befreiungen von den unbedingten Sanierungspflichten 

Der Gesetzgeber hat aus verschiedenen Gründen generelle Befreiungen von be-

stimmten, unbedingten Sanierungspflichten in der EnEV festgelegt. Zur Inan-

spruchnahme dieser Befreiungsregelungen müssen die Eigentümer bestimmte 

Voraussetzungen erfüllen. Die größte Bedeutung hat dabei der Sonderstatus für 

Eigentümer von kleinen Wohnhäusern. Eigentümer von Gebäuden von nicht mehr 

als zwei Wohnungen, welche eine von diesen am 1. Februar 2002 selbst bewohn-

ten, sind von der Sanierungspflicht nach § 10 Abs. 1, 2 und 3 EnEV befreit.34 Diese 

Begrenzung regelt die EnEV seit der ersten Fassung und soll besondere Härten 

durch eventuell hohe finanzielle Belastungen gegenüber langjährigen Eigentü-

mern vermeiden.35 Bei einem Eigentümerwechsel nach dem 1. Februar 2002 sind 

die Sanierungen in den Fällen des § 10 Abs. 1, 2 und 3 EnEV erst zwei Jahre nach 

Eigentumsübergang auszuführen36. Diese Verpflichtung besteht unabhängig da-

von, ob das Objekt käuflich erworben wurde oder eine Schenkung bzw. Erbschaft 

den Eigentümerwechsel begründet37. 

Eine weitere generelle Befreiung beschreibt der § 16 Abs. 5 EnEV von der Pflicht 

eines Energieausweises. Eigentümer von Baudenkmälern sind von dieser Pflicht 

ausgenommen. Baudenkmäler sind „[…] nach Landesrecht geschützte Gebäude 

oder Gebäudemehrheiten, […]“.38 Wird ein solches Objekt verkauft, neuvermietet 

oder bedarf es eines Aushangs (§ 16 Abs. 2, 3 und 4), muss der Eigentümer keinen 

Energieausweis vorweisen39. Im Fall der Sanierung der Gebäudehülle und einer 

im Zusammenhang stehenden Berechnung nach § 9 Abs. 2 EnEV ist auch für ein 

Baudenkmal ein Energieausweis verpflichtend. Die Befreiung von der Energieaus-

weispflicht besteht für kleine Gebäude (Nettogrundfläche bis zu 50 m²) im Gegen-

satz uneingeschränkt.40 

                                                
33 BGM: Pressemitteilung vom 08.01.2018. 
34 Vgl. § 10 Abs. 4 EnEV. 
35 Vgl. Deutscher Bundesrat: Drucksache 194/01, S. 57. 
36 Vgl. § 10 Abs. 4 EnEV. 
37 Vgl. Tuschinski, M.: Oberste Geschossdecke oder Dach im Bestand dämmen. In: Bausubstanz. 
53 (54). 
38 § 2 Nr. 3a EnEV. 
39 Vgl. Hopfensperger, G ; Noack, B. ; Onischke, S.: EnEV-Novelle 2009. S. 23 f. 
40 Vgl. VOLLAND, J.: Energieeinsparverordnung (EnEV). S. 58. 
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3.4 Bedingte Sanierungspflichten 

Ziel der bedingten Sanierungspflichten ist, die energetische Sanierung der Be-

standsbauten zu beschleunigen. Werden bauliche Maßnahmen am Gebäude er-

forderlich, sollen diese zur energetischen Verbesserung des Gebäudes beitragen. 

3.4.1 EnEV 

Die bedingten Sanierungspflichten beschreiben die Einhaltung von EnEV-Stan-

dards bei nicht verpflichtenden Änderungen an beheizten oder gekühlten Räumen 

von Gebäuden. Es ist unerheblich, ob die Maßnahmen im Rahmen von notwendi-

gen Instandhaltungen oder Modernisierungen durchgeführt werden. Die EnEV re-

gelt diesen Teil der Sanierungspflichten im § 9 i.V.m. der Anlage 3 zur Verordnung. 

Die Anlage 3 zur EnEV enthält in den Nummern 1 bis 6 eine abschließende Auf-

zählung der Bauteile, bei denen die bedingten Anforderungen erfüllt werden müs-

sen. Im Einzelnen betrifft dies u. a. die Außenwände, Fenster, Fenstertüren, Dach-

flächenfenster und Glasdächer sowie Außentüren oder Dachflächen und Decken / 

Wände gegen unbeheizte Dachräume bzw. gegen Erdreich.41 

Bei Vorhaben, die weder eine Erweiterung noch einen Ausbau des Bestandsge-

bäudes bezwecken, kann der Eigentümer zwischen dem „Bauteilverfahren“ (§ 9 

Abs. 1 S. 1 EnEV) und der sogenannten „Erfüllungsfiktion“ (§ 9 Abs. 1 S. 2 EnEV) 

wählen. Bei Anwendung des „Bauteilverfahrens“ als Regelverfahren sind die Än-

derungen so auszuführen, dass die betroffenen Bauteile die in Anlage 3 zur EnEV 

festgelegten Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten nicht überschreiten. 

Die „Erfüllungsfiktion“ ermöglicht dem Eigentümer im Gegensatz dazu einen Spiel-

raum. Diesem Verfahren liegt der Jahres-Primärenergiebedarf zugrunde. Die Sa-

nierungspflichten sind demnach erfüllt, wenn der Jahres-Primärenergiebedarf um 

nicht mehr als 40 Prozent überschritten wird. Nachteil der „Erfüllungsfiktion“ ist der 

deutlich höhere Aufwand, da das gesamte Gebäude berechnet werden muss und 

mehrere Energieeffizienzmaßnahmen erforderlich sind, um der sogenannten 140-

Prozent-Regel zu entsprechen.42 

Besonderer Auslegung bedurften die Bestimmungen hinsichtlich der Vorhaben an 

der Gebäudehülle. So muss nur die Bauteilfläche, welche von der Maßnahme be-

troffen ist, dem in Anlage 3 zur EnEV festgelegten Höchstwert (beim Bauteilver-

fahren) genügen. Ausnahmen regelt die EnEV, wenn u. a. aus besonderen tech-

nischen Gründen die Dämmschicht nicht in der erforderlichen Stärke angebracht 

werden kann. Ähnlich zu betrachten ist die Problematik bei Grenzbebauungen. 

                                                
41 Vgl. Hopfensperger, G ; Noack, B. ; Onischke, S.: EnEV-Novelle 2009. S. 18. 
42 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (71). 
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Führt die Einhaltung der geforderten Dämmschichtdicke zur Überbauung des 

Nachbargrundstücks, entfällt zumindest die Einhaltung der Dämmschichtmaße, es 

sei denn, landesrechtliche Regelungen legalisieren dies. Gleichfalls ausgenom-

men von den Regelungen der Dämmung sind Außenwände, die vor dem 31. De-

zember 1983 unter Beachtung energiesparrechtlicher Vorschriften errichtet wor-

den sind.43 

Der § 9 Abs. 3 EnEV begrenzt die vorgenannten bedingten Sanierungspflichten 

durch eine sogenannte „Bagatellklausel“. Danach entfallen die Anforderungen an 

die energetische Sanierung, wenn die Änderung des jeweiligen Bauteils 10 Pro-

zent nicht übersteigt. Zu beachten ist, dass bei der Ermittlung des Umfangs der 

Änderung das jeweilige Bauteil (nach Anlage 3 Nr. 1 bis 6 zur EnEV) zugrunde 

gelegt wird. Die einzelnen Flächen des zu bestimmenden Bauteils werden zusam-

mengefasst. In der Summe ergibt sich die gesamte Bauteilfläche. Die Ausbesse-

rung eines Risses im Putz, was auch die Entfernung des umliegenden Materials 

einbezieht, übersteigt in der Regel nicht die 10-Prozent-Klausel. Der Austausch 

eines von zehn gleich großen Fenstern eines Gebäudes unterliegt ebenso nicht 

der bedingten Sanierungspflicht.44 

Bezweckt das bauliche Vorhaben die Erweiterung oder den Ausbau eines Gebäu-

des um beheizte oder gekühlte Räume, unterscheidet die EnEV in § 9 Abs. 4 und 

5 zwei Konstellationen. Ausschlaggebend ist, ob ein neuer Wärmeerzeuger einge-

baut werden soll. Ist dies nicht der Fall, dürfen alle hinzukommenden Außenbau-

teile die Höchstwerte der Wärmedurchgangskoeffizienten aus Anlage 3 nicht über-

schreiten. Beträgt die Erweiterung mehr als 50 m², müssen zusätzlich die Anfor-

derungen an den sommerlichen Wärmeschutz nach Anlage 1 Nr. 3 (bei Wohnge-

bäuden) und nach Anlage 2 Nr. 4 (bei Nichtwohngebäuden) berücksichtigt werden. 

Wird im Rahmen der Umbaumaßnahmen ein neuer Wärmeerzeuger eingebaut 

und umfasst die Erweiterung der Nutzfläche mehr als 50 m², müssen die Baumaß-

nahmen unter Beachtung der Anforderungen an einen Neubau realisiert werden45. 

3.4.2 1. BImSchV 

Wie unter Punkt 2.2 ausgeführt, regelt die 1. BImSchV die Errichtung, die Beschaf-

fenheit und den Betrieb kleiner und mittlerer Feuerungsanlagen, die nicht unter die 

Genehmigungspflicht nach § 4 BImSchG fallen. Die Sanierungspflicht richtet sich 

speziell an Feuerungsanlagen mit festen Brennstoffen nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 8 

                                                
43 Vgl. DIBt: EnEV-Auslegungsfragen. 20. Staffel S. 4 f. 
44 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (71) ; DIBt: EnEV-Auslegungsfragen. 20. Staffel S. 13. 
45 Vgl. DIBt: EnEV-Auslegungsfragen. 20. Staffel S. 7. 
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1. BImSchV46. Gerade alte Modelle dieser Feuerungsanlagen verursachen oftmals 

einen sehr hohen Schadstoffausstoß und haben einen wesentlichen Einfluss auf 

die Luftqualität. Um diesen Auswirkungen entgegenzuwirken, müssen alle Feue-

rungsanlagen mit festen Brennstoffen gesetzlich festgelegte Grenzwerte ab einem 

bestimmten Zeitpunkt einhalten. Ausschlaggebend sind der Ausstoß an Kohlen-

monoxid und Staub.47 Im Zusammenhang mit der hier untersuchten Sanierungs-

pflicht ist zusätzlich zu berücksichtigen, dass die 1. BImSchV in Einzelraumfeue-

rungsanlagen (§ 2 Nr. 3 1. BImSchV) und Feuerungsanlagen (§ 2 Nr. 5 1. BImSchV 

– sogenannte „Heizkessel“) unterscheidet. Eine Übereinstimmung beider Anlagen-

typen findet sich in der Forderung der Einhaltung der Grenzwerte ab einem be-

stimmten Stichtag. Bei Überschreitung der Grenzwerte von Kohlenmonoxid und 

Staub zum festgesetzten Zeitpunkt ist der Betreiber zur Sanierung der Anlage 

durch Nachrüsten eines Filters oder zur Stilllegung bzw. Ersatzbeschaffung ver-

pflichtet48. Wesentlich ist, dass die Heizkessel bis zum Ende der jeweiligen Über-

gangsfrist (s. Anhang 4) gesonderte Grenzwerte nicht überschreiten dürfen. Mit 

Ende der Schonfrist müssen die alten Heizkessel die Emissionsgrenzwerte der 

Stufe 1 nach § 5 Abs. 1 1. BImSchV differenziert nach der Nennwärmeleistung 

einhalten. 

Nach sozial verträglichen Gesichtspunkten sind verschiedene Einzelraumfeue-

rungsanlagen von den Nachrüstpflichten generell befreit. Bei der Anwendung die-

ser Regelung ist zu beachten, dass die Befreiung nur Anlagen berücksichtigt, die 

vor dem 22. März 2010 errichtet wurden. Anlagen, die die Ausnahmen betreffen, 

führt der § 26 Abs. 3 1. BImSchV abschließend auf. Im Einzelnen sind das: nicht-

gewerblich genutzte Herde und Backöfen mit einer Nennwertleistung unter 15 KW, 

offene Kamine (§ 2 Nr. 12 1. BImSchV), handwerklich vor Ort gesetzte Grundöfen 

(§ 2 Nr. 13 1. BImSchV) sowie Anlagen, welche die einzige Möglichkeit der Wär-

merzeugung einer Wohneinheit darstellen, und „historische Öfen“. Letztgenannte 

sind solche, die vor dem Jahr 1950 hergestellt oder errichtet wurden. Eine Beson-

derheit liegt in der Einbeziehung der Herstellung des historischen Ofens. Die 

1. BImSchV regelt im Übrigen die Errichtung einer Anlage. Folglich kann ein histo-

rischer Ofen auch zum Zwecke der Restaurierung abgebaut und an gleicher Stelle 

aufgebaut werden, ohne seinen Schutzstatus zu verlieren. Die Ausnahmeregelung 

                                                
46 Die gängigsten Brennstoffe in den Haushalten sind die unter Nr. 1 bis 4 Genannte – verschiedene 
Formen von Kohle und Holz – auf welche sich die weitere Untersuchung nach der 1. BImSchV be-
grenzt. 
47 Vgl. Behnke, A. : Novellierung der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen. S. 4 f. 
48 Vgl. Behnke, A. : Novellierung der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen. S. 5 f. 
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entfällt, wenn solch eine Anlage an einem anderen Ort aufgebaut wird. In diesem 

Fall gelten die Grenzwerte zum Zeitpunkt der Errichtung (Wiederaufbau).49 

  

                                                
49 Vgl. LAI: Auslegungsfragen / Vollzugsempfehlungen / Hinweise zur Verordnung über kleine und 
mittlere Feuerungsanlagen – 1. BImSchV. S. 18. 
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4 Grundsätze der energetischen Effizienz 

Die EnEV wie auch die 1. BImSchV enthalten Regelungen, die grundsätzlich von 

den Vorhabensträgern zu beachten und einzuhalten sind. Eine Gemeinsamkeit 

zeigt sich in der Forderung der Sanierung durch Anpassung an Technikstandards. 

Die EnEV verlangt die Einhaltung der Regeln der Technik, die in § 23 EnEV kon-

kretisiert und u. a. in DIN-Normen beschrieben werden. Die Errichtung, der Betrieb 

und die Sanierung von Feuerungsanlagen müssen verordnungskonform nach dem 

Stand der Technik erfolgen. Dieser Standard findet seine Legaldefinition im § 3 

Abs. 6 BImSchG und ist Ausdruck für ein fortgeschrittenes Entwicklungsstadium, 

dessen Eignung durch Erprobung in der Praxis bestätigt ist. Beide Technikstan-

dards sind Maßstäbe für die Bewertung, ob eine Sanierung regelkonform durch-

geführt wurde. 

4.1 EnEV 

Zum Schutz der bestehenden energetischen Qualität eines Gebäudes besteht 

über § 11 EnEV ein Veränderungsverbot der Gebäudehülle. Außenbauteile (s. 

Punkt 3.4.1) dürfen nicht derartig verändert werden, dass sich dies ungünstig auf 

die energetische Qualität des Gebäudes auswirkt. Anderenfalls läge ein Wider-

spruch zum Zweck der Verordnung vor. Herauszulösen von diesem Verbot sind 

geringfügige Änderungen eines Bauteils (s. Punkt 3.4.1). Eine sogenannte „Baga-

tellgrenze“ von nicht mehr als 10 Prozent befreit den Eigentümer vom Verände-

rungsverbot.50 

Nach Maßgabe des § 5 Abs. 1 EnEG müssen die Anforderungen der EnEV nach 

dem Stand der Technik erfüllbar sowie wirtschaftlich vertretbar sein. Als wirtschaft-

lich vertretbar gilt, „[…] wenn generell die erforderlichen Aufwendungen innerhalb 

der üblichen Nutzungsdauer durch die eintretenden Einsparungen erwirtschaftet 

werden können.“51 Insbesondere für Bestandsgebäude wird das allgemeine Gebot 

der Wirtschaftlichkeit durch Ermächtigung zur Sonderregelung nach § 4 Abs. 3 

EnEG gestärkt. Der ausdrückliche Wunsch des Gesetzgebers nach Wirtschaftlich-

keit schützt die Rechte des Eigentümers im Rahmen der auferlegten Pflichten. Die 

Nachrüstpflichten sollen die energetische Qualität des Bestandsgebäudes verbes-

sern und so zur Reduzierung des Energiebedarfs für Heizung, Warmwasser, Lüf-

tung und Kühlung beitragen. Die Verbesserungen sollen einerseits der Zwecker-

füllung der EnEV dienen und andererseits soll der Eigentümer finanziell von der 

                                                
50 Vgl. Drasdo, M. In: Riecke, O. ; Schmid, M.: WEG-Kommentar. EnEV Wohneigentum Rdnr. 21. 
51 § 5 Abs. 1 S. 2 EnEG. 
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Einsparung profitieren, um so eine Anreizwirkung für Sanierungen zu schaffen52. 

Bezüglich der Amortisation legt der Gesetzgeber in § 5 Abs. 1 S. 2 EnEG die übli-

che Nutzungsdauer eines Gebäudes zugrunde. Die EnEV konkretisiert diesen 

Zeitraum nicht, sondern erweitert den Ermessensspielraum mit der Formulierung 

„innerhalb angemessener Frist“53. Nach Rechtsprechung liegt eine angemessene 

Frist vor, wenn die Amortisation innerhalb von zehn Jahren zu erwarten ist54. Ob 

sich alle erforderlichen Aufwendungen für die jeweilige EnEV-Anforderung inner-

halb dieses Zeitraums erwirtschaften lassen, ergibt sich aus einer individuellen 

Wirtschaftlichkeitsprüfung. Die Entscheidung über eine Ausnahmeregelung unter-

liegt primär dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, in welchem Umfang dem Eigen-

tümer finanzielle Belastungen zugemutet werden dürfen.55 Der Gesetzgeber lässt 

offen, welches Analyseverfahren anzuwenden ist bzw. welche Parameter in die 

Berechnung einzubeziehen sind. Eine Konkretisierung der Analysemaßstäbe er-

scheint zwingend, zumal bei eindeutiger Regelung bzw. Auslegung eine Hand-

lungssicherheit für die zuständigen Behörden gegeben wäre. 

Regelungen der EnEV zu fehlender Amortisation finden sich in den §§ 10 Abs. 5 

und 25. Für Sanierungspflichten nach § 10 Abs. 2 und 3 EnEV – Dämmung der 

obersten Decke bzw. des Daches und der Wärmeverteilungs- und Warmwasser-

leitungen sowie Armaturen – können sich Eigentümer, ohne einen Antrag zu stel-

len, auf die mangelnde Wirtschaftlichkeit berufen. Auch der § 24 Abs. 1 EnEV ent-

hält keine Antragserfordernis und überlässt es dem Eigentümer eines denkmalge-

schützten Hauses die Tatbestandsmerkmale selbst zu prüfen.56 Selbst für die Kon-

trollorgane, die für die Einhaltung der EnEV tätig werden, beschreibt die Verord-

nung keine Überprüfungsregeln der vom Eigentümer selbstständig festgestellten 

Unwirtschaftlichkeit für eine der beiden Sanierungspflichten. Eine Pflicht, über de-

ren Befreiung der Betroffene eigenständig entscheiden kann, verfehlt den Charak-

ter eines Ge-/Verbotes. Zumindest sollte geklärt sein, in welchem Umfang Wirt-

schaftlichkeitsbetrachtungen zu führen sind und wie diese überprüft werden kön-

nen. Der bestehende Spielraum verfehlt die Ausschöpfung des gewünschten Ein-

sparpotentials. 

                                                
52 Vgl. Tuschinski, M.: Oberste Geschossdecke oder Dach im Bestand dämmen. In: Bausubstanz. 
53 (54). 
53 § 10 Abs. 5 EnEV. 
54 Vgl. BGH, Urt. v. 14.12.2012 – V ZR 224/11 –, juris, Rdnr. 15 ; LG München I, Urt. v. 18.07.2007 
– 1 T 15543/05 –, juris, Rdnr. 44 f. 
55 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (68). 
56 Vgl. ebenda. 67 (72). 
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In allen anderen Fällen der unbedingten und bedingten Nachrüstpflichten kann die 

nach Landesrecht zuständige Behörde auf Antrag von den Anforderungen der 

EnEV befreien57. Das sächsische Recht bestimmt die unteren Bauaufsichtsbehör-

den (§ 57 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SächsBO) als zuständig für die Durchführung der 

EnEV58. Diese Autorisierung schließt die Bearbeitung von Anträgen auf Befreiung 

von Sanierungspflichten ein. 

4.2 1. BImSchV 

Voraussetzung für den Betrieb einer Feuerungsanlage für feste Brennstoffe ist ein 

ordnungsgemäßer technischer Zustand und der Einsatz von ausschließlich ver-

ordnungskonformer Brennstoffe. Die Anlage muss entsprechend den Hersteller-

angaben aufgestellt und betrieben werden und darf die gesetzlichen Grenzwerte 

nicht überschreiten. Nachgerüstete Filteranlagen müssen dem Stand der Technik 

entsprechen, wobei für solche zur Staubminderung eine Feststellung über die Eig-

nung bzw. eine Bauartzulassung unentbehrlich ist.59 

  

                                                
57 Vgl. § 25 EnEV. 
58 Vgl. § 1 S. 1 SächsEnEVDVO. 
59 Vgl. § 4 1. BImSchV. 
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5 Vollzug und Ahndung der Anforderungen 

Der Vollzug der hier untersuchten umweltrechtlichen Vorschriften hat einen stufen-

artigen Verlauf. Für die Kontrollen im Gebäude sind vorzugsweise die bevollmäch-

tigten Bezirksschornsteinfeger zuständig. Die sind Beliehene der zuständigen Be-

hörden. Sie übernehmen öffentliche Aufgaben anstelle der staatlichen Behörde, 

die sie bestellen. Die Ermächtigung ergibt sich aus den §§ 8, 13 ff. SchfHwG mit 

der Maßgabe zur Ermächtigung der Kontrolle der Einhaltung der Eigentümerpflich-

ten.60 Das weiterführende Verwaltungsverfahren obliegt den zuständigen Behör-

den der Landkreise und Kreisfreien Städten. Diese Stellen verfügen darüber hin-

aus über die Kontrollermächtigung, soweit keine andere Zuständigkeit in den Ver-

ordnungen geregelt ist. 

Verfahren des Ordnungswidrigkeitenrechts werden ausschließlich von den zustän-

digen Behörden der Landkreise und Kreisfreien Städten geführt. Die Ermächtigun-

gen ergeben sich aus den jeweiligen gesetzlichen Regelungen. 

5.1 Stufenweises Verwaltungsverfahren nach der EnEV 

Die Überprüfung der Erfüllung der unbedingten und bedingten Sanierungspflichten 

ist in der EnEV unterschiedlich geregelt. Nach § 26b Abs. 1 und 2 EnEV ist es die 

Aufgabe des bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegers im Rahmen der Feuer-

stättenschau (§ 14 Abs. 1 SchfHwG) zu prüfen, ob die unbedingten Sanierungs-

pflichten mit Ausnahme der Dämmung der obersten Geschossdecke bzw. alterna-

tiv des darüberliegenden Daches (§ 10 Abs. 3 EnEV) und der Ausstattung der 

raumlufttechnischen Anlagen mit Regelungseinrichtungen (15 Abs. 2 S. 2 EnEV) 

vorgenommen wurden. Bei widerrechtlichem Zustand weist er den Eigentümer – 

unter Beachtung der Befreiungsmöglichkeiten nach § 10 Abs. 4 und 5 EnEV – auf 

dessen Pflichten schriftlich hin und setzt ihm eine angemessene Frist zur Nacher-

füllung. Verstreicht die Frist ohne Nachbesserung, ergeht eine Meldung an die un-

tere Bauaufsichtsbehörde61. 

Das weiterführende Verwaltungsverfahren obliegt der unteren Bauaufsichtsbe-

hörde. Unter Beachtung des pflichtgemäßen Ermessens und der formellen Verfah-

rensschritte kann die Behörde in ihrer Zuständigkeit nach § 1 Abs. 1 SächsEnE-

VDVO eine Anordnung (§ 35 VwVfG) erlassen, die den Eigentümer zur Erfüllung 

der Nachrüstung verpflichtet. Im Rahmen der Aufklärung des Sachverhalts ist der 

Betroffene anzuhören (§ 28 Abs. 1 VwVfG), wobei ihm offen steht, einen Antrag 

auf Befreiung von der Sanierungspflicht nach § 25 EnEV zu stellen. 

                                                
60 Vgl. Deutscher Bundestag: Drucksache 16/9237, S. 26. 
61 Vgl. § 1 Abs. 1 SächsEnEVDVO. 



 

 20 

Die EnEV gestattet unter verschiedenen Voraussetzungen Ausnahmen bzw. Be-

freiungen von ihren Anforderungen. Ausnahmen von den Anforderungen kann die 

untere Bauaufsichtsbehörde gestatten, wenn andere Maßnahmen oder Verfahren 

die von der Verordnung anvisierten Effekte erreichen62. Bzgl. der Befreiungen un-

terscheidet die EnEV in genehmigungsfreie Verfahren und solche auf Antrag. Ins-

besondere die generellen Befreiungen (s. Punkt 3.3) sowie denen in Verbindung 

mit der Einschätzung über die Wirtschaftlichkeit nach § 10 Abs. 5 EnEV (s. 

Punkt 4.1) können die Eigentümer ohne ein Genehmigungsverfahren in Anspruch 

nehmen.63 Praxisrelevant ist u. a. die Dämmpflicht der Wärmeverteilungs- und 

Warmwasserleitungen sowie Armaturen älterer Anlagen. Mangels verfügbarer 

Dämmschalen insbesondere für Armaturen können die Kosten durch Einzelanfer-

tigung außer Verhältnis zur Wirtschaftlichkeit stehen.64 

Genehmigungsbedürftigen Befreiungen kann entsprochen werden, wenn im Ein-

zelfall die Sanierungspflicht zu einer unbilligen Härte führen würde. Die Nachweis-

pflicht der Antragsteller ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich gere-

gelt. Die EnEV-Durchführungsverordnung von Baden-Württemberg ermächtigt die 

zuständige Behörde zum Beispiel vom Antragsteller die Voraussetzungen für die 

Ausnahmen bzw. Befreiungen durch Gutachten belegen zu lassen65. Eine ähnliche 

Regelung findet sich in der sächsischen Durchführungsverordnung nicht. 

Unbillige Härte ist ein unbestimmter Rechtsbegriff und hinsichtlich der Besonder-

heiten des Einzelfalls auszulegen. Der § 25 Abs. 1 EnEV sieht eine unbillige Härte 

für möglich, wenn die Sanierungspflichten einen unangemessenen Aufwand be-

deuten. Das liegt vor, wenn die erforderlichen Aufwendungen in der Gesamtheit 

den zu erwartenden Nutzen wesentlich übersteigen. Ein Beispiel hierfür sind un-

verhältnismäßig hohe Zusatzkosten für Dämmung der Gebäudehülle, wenn zur 

Einhaltung der EnEV-Anforderung das Dachentwässerungssystem verlegt werden 

muss.66 Die Rechtsprechung sieht einen Härtefall im Vorliegen einer „[…] unge-

wöhnlichen Belastungssituation […]“.67 Den Betroffenen muss diese Belastung un-

verhältnismäßig und über das zumutbare Maß hinaus betreffen. Mangels richterli-

cher Entscheidungen zu Befreiungstatbeständen der EnEV werden zur Beurtei-

lung der unbilligen Härte passende Urteile bzgl. der 1. BImSchV herangezogen. 

                                                
62 Vgl. § 24 Abs. 2 EnEV. 
63 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (67). 
64 Vgl. DIBt : EnEV-Auslegungsfragen. 21. Staffel S. 4. 
65 Vgl. Regierungspräsidium Tübingen Landesstelle für Bautechnik: Merkblatt Ausnahmen und Be-
freiungen EnEV. S. 3. 
66 Vgl. § 25 Abs. 1 EnEV. 
67 BSG, Urt. v. 06.09.2007 – B 14/7b AS 28/06 R –, juris Rdnr. 6. 
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Danach hat die individuelle Leistungsfähigkeit des Grundstückseigentümers keine 

Bedeutung für eine Ausnahmegenehmigung von immissionsschutzrechtlichen 

Pflichten. Das Immissionsschutzrecht bezweckt den Schutz der Allgemeinheit vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen. Ausnahmen sind ausschließlich aufgrund der 

Besonderheit im Einzelfall zu erteilen. Die mangelnde Wirtschaftskraft stellt keinen 

Einzelfall in diesem Sinne dar, denn es besteht die Möglichkeit einer Vielzahl 

gleichartiger Fälle.68 Praxisrelevanz erlangt diese Konstellation im Zusammenhang 

mit den unbedingten Sanierungspflichten u. a. im Fall der Erbschaft. 

Die übrigen unbedingten und sämtliche bedingte Sanierungspflichten unterliegen 

der ausschließlichen Kontrolle durch die untere Bauaufsichtsbehörde. Erfahrun-

gen der Praxis belegen, dass die Überprüfung insbesondere der Dämmung der 

obersten Geschossdecke bzw. alternativ des darüberliegenden Daches (§ 10 

Abs. 3 EnEV) kaum realisierbar ist. Eine flächendeckende Kontrolle aller Be-

standsbauten hinsichtlich dieser Forderung kollidiert einerseits mit den personellen 

Möglichkeiten der Kontrollbehörden und andererseits mit deren Zutrittsermächti-

gung in das Gebäude.69 Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind im Rahmen des 

Vollzugs der SächsBO befugt, Grundstücke, Anlagen und Wohnungen zu betre-

ten70. Eine gleichlautende Autorisierung für die Überprüfung der Anforderungen 

der EnEV fehlt in den betreffenden gesetzlichen Regelungen. Das Schornsteinfe-

gerhandwerk hat auf diesen Mangel öffentlich hingewiesen. Im Rahmen der Feu-

erstättenschau und auf Basis der Zutrittsberechtigung71 könnte die Überprüfung 

der Sanierungspflicht der obersten Geschossdecke bzw. alternativ des darüberlie-

genden Daches unproblematisch ausgeführt werden. Eine diesbezügliche Ände-

rung in der EnEV könnte den aktuellen mangelhaften Zustand beheben. 

Unproblematisch ist die Nachweiskontrolle der bedingten Sanierungspflichten. Der 

Eigentümer ist verpflichtet, Sanierungen an seinem Gebäude nach den Anforde-

rungen des § 9 EnEV i.V.m. Anlage 3 zur EnEV auszuführen. In Anwendung des 

Verfahrens der „Erfüllungsfiktion“ (s. Punkt 3.4) besteht die Regelung nach § 16 

Abs. 1 S. 3 EnEV, dass dem Eigentümer durch die ausstellungsberechtigte Person 

(§ 21 EnEV) ein Energieausweis nach Fertigstellung der Sanierungsmaßnahmen 

ausgestellt und übergeben wird.72 Die Kontrolle der Energieausweise obliegt im 

                                                
68 Vgl. VG Ansbach, Urt. v. 20.10.2010 – AN 11 K 10.00998 –, juris, Rdnr. 34. 
69 Vgl. Anhang 6. 
70 Vgl. § 58 Abs. 4 S. 1 SächsBO. 
71 Vgl. § 1 Abs. 3 SchfHwG. 
72 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (71). 
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Stichprobenverfahren der Landesdirektion Sachsen – Landesstelle für Bautech-

nik73. Bei Maßnahmen nach dem „Bauteilverfahren“ (s. Punkt 3.4) verpflichtet der 

§ 26b Abs. 1 EnEV die Handwerksunternehmen, dem Eigentümer unverzüglich 

nach Fertigstellung seiner Leistungen eine Unternehmer-Erklärung auszustellen 

und auszuhändigen. In der Erklärung bestätigt der Unternehmer schriftlich die 

EnEV-konforme Ausführung der Sanierungsmaßnahme. Die Pflicht des Eigentü-

mers liegt in der Aufbewahrung der Unternehmer-Erklärung für den Zeitraum von 

fünf Jahren und in der Vorlage auf Verlangen von der unteren Bauaufsichtsbe-

hörde (§ 1 SächsEnEVDVO). In gleicher Weise erfolgt der Nachweis im Rahmen 

der Sanierung von Anlagen, wie Wärmeerzeugungssysteme, Verteilungseinrich-

tungen und raumlufttechnische Anlagen.74 

Kann die untere Bauaufsichtsbehörde aufgrund der Rechts- wie auch Sachlage 

keine Befreiung erteilen bzw. ist eine freiwillige Sanierung durch den Eigentümer 

nicht ersichtlich, erlässt die untere Bauaufsichtsbehörde eine Anordnung zur Sa-

nierung mit angemessener Fristsetzung und droht zur Durchsetzung der Anord-

nung ein Zwangsgeld in angemessener Höhe an75. Insbesondere im Fall der still-

zulegenden Gas- und Ölheizkessel kann als Zwangsmittel die Ersatzvornahme an-

gedroht werden. Kommt der Eigentümer der Anlage seiner Verpflichtung nicht 

nach, ist die untere Bauaufsichtsbehörde berechtigt, die Stilllegung durch eine an-

dere von ihr beauftragten Person zu vollziehen.76 

5.2 Ordnungswidrigkeitenverfahren nach der EnEV 

Unabhängig vom Zwangsverfahren kann die untere Bauaufsichtsbehörde ein Buß-

geldverfahren einleiten. Ein Eigentümer eines Gebäudes oder ein Betreiber einer 

Anlage handelt ordnungswidrig, wenn dieser vorsätzlich oder leichtfertig unbeding-

ten oder bedingten Sanierungspflichten nicht nachkommt77. Bleibt auch eine An-

ordnung der unteren Bauaufsichtsbehörde erfolglos, kann dies mit einem Bußgeld 

bis 50.000 Euro geahndet werden78. Die Behörde hat mithin zu prüfen, ob dem 

Betroffenen Handeln in vorsätzlicher oder leichtfertiger Weise vorwerfbar ist. Erfüllt 

der Sachverhalt die Tatbestandsmerkmale kann die untere Aufsichtsbehörde in 

angemessener Höhe ein Bußgeld erlassen. 

Erfahrungen der Praxis zufolge, haben die unbedingten Nachrüstpflichten hinsicht-

lich der Gas- und Ölheizkessel und Regelungseinrichtungen in den ostdeutschen 

                                                
73 Vgl. § 3 Abs. 1 SächsEnEVDVO. 
74 Vgl. Spiekers, R.: Die neue EnEV im Blickpunkt Unter Dach und Fach. In: BM. 12 (12). 
75 Vgl. §§ 6 Abs. 1, 9 Abs. 1 Bust. b, 2, 11, 13 VwVG. 
76 Vgl. § 10 VwVG. 
77 Vgl. § 27 Abs. 1 Nr. 3 bis 6 EnEV i.V.m. § 8 Abs. 1 Nr. 1 EnEG. 
78 Vgl. § 8 Abs. 3 EnEG. 
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Bundesländern nur im Einzelfall Relevanz. Die betroffenen Anlagen wurden vor-

wiegend in den westdeutschen Bundesländern vor der politischen Wende errichtet 

und waren kein Standard im Gebiet der ehemaligen DDR. Die seit den 1990er 

Jahren errichteten Gas- und Ölheizkessel sind überwiegend die von der Sanie-

rungspflicht ausgenommenen Niedertemperatur-Heizkessel oder Brennwertkes-

sel. Die gleiche Situation ergibt sich für die Regelungseinrichtungen der Zentral-

heizungen und raumlufttechnischen Anlagen (s. Punkt 3.1). Eine Erneuerung bzw. 

der erstmalige Einbau dieser Anlagen erfolgte im ostdeutschen Raum in der Zeit 

nach der politischen Wende. Die von der EnEV geforderten Regeleinrichtungen 

sind werksseitiger Bestandteil.79 

5.3 Stufenweises Verwaltungsverfahren nach der 1. BImSchV 

Die Überprüfung der kleinen und mittleren Feuerungsanlagen ist Aufgabe der 

Schornsteinfeger und bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger. Im Kontext mit 

den Sanierungspflichten nach den §§ 25 und 26 der 1. BImSchV mussten die be-

vollmächtigten Bezirksschornsteinfeger bis zum 31. Dezember 2012 den Zeitpunkt 

feststellen, ab welchem die betroffenen Anlagen die jeweiligen Grenzwerte einzu-

halten haben80. Für die weiterführende Überwachung stellt die 1. BImSchV unter-

schiedliche Anforderungen an die Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleis-

tung von 4 KW und mehr und die Einzelraumfeuerungsanlagen (s. Punkte 5.3.1 

und 5.3.2). 

Ausschlaggebend für die Sanierungspflicht einer Anlage ist das Messergebnis der 

verursachten Emissionen. Überschreitet die Anlage die festgelegten Grenzwerte, 

besteht ein Widerspruch zu den allgemeinen Anforderungen an Feuerungsanla-

gen (ordnungsgemäßer technischer Zustand). In diesen Fällen fordert der bevoll-

mächtigte Bezirksschornsteinfeger den Anlagenbetreiber zur Nachrüstung bzw. 

Stilllegung der Feuerungsanlage auf. Unterbleibt die Nacherfüllung, übergibt der 

bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger den Vorgang zur weitergehenden Bear-

beitung an die örtlich zuständige untere Immissionsschutzbehörde81. Mit Verweis 

auf das Verwaltungsverfahren nach der EnEV ist auch die untere Immissions-

schutzbehörde unter Beachtung des pflichtgemäßen Ermessens und des formel-

len Verwaltungsverfahrens ermächtigt, eine Anordnung zur Einhaltung der Best-

immungen nach der 1. BImSchV zu erlassen82 (s. Punkt 5.1). Dies soll sicherstel-

len, dass Beeinträchtigungen der Luft durch Schadstoffe vermieden und die um-

                                                
79 Vgl. Anhang 5. 
80 Vgl. §§ 25 Abs. 1 S. 2, 26 Abs. 5 1. BImSchV i.V.m. Anhang 5. 
81 Vgl. §§ 2 Abs. 1 S. 3, 1 Nr. 3 AGImSchG. 
82 Vgl. § 21 BImSchV. 
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weltrechtlichen Verpflichtungen erfüllt werden. Um die Durchsetzung der Anforde-

rungen zu gewährleisten, ist die Androhung von Zwangsgeld unabdingbar. Alter-

nativ kann als Zwangsmittel die Ersatzvornahme in Form der Stilllegung zur An-

wendung gebracht werden. 

Die 1. BImSchV gewährt ebenso wie die EnEV Ausnahmen von der Sanierungs-

pflicht. Neben den generellen Befreiungen (s. Punkt 3.4.2) gestattet die Verord-

nung nach § 22 1. BImSchV im Einzelfall die Bewilligung von Ausnahmen durch 

die untere Immissionsschutzbehörde. Voraussetzung ist, dass der Anlagenbetrei-

ber nachweisen kann, dass die Sanierung nur unter unverhältnismäßigem Auf-

wand erbracht werden kann oder zu einer unbilligen Härte führen würde. Zwingend 

ist, dass durch die Ausnahmegestattung keine umweltschädlichen Auswirkungen 

zu befürchten sind. In Anlehnung an die Ausführungen zur Ausnahmeregelung 

nach der EnEV (s. Punkt 5.1) liegt eine unbillige Härte vor, wenn die erforderlichen 

Aufwendungen den zu erwartenden Nutzen wesentlich überschreiten. Mangelnde 

Leistungsfähigkeit entspricht nicht den Voraussetzungen für eine Befreiung von 

den Sanierungspflichten nach der 1. BImSchV.83 Entscheidend für die Genehmi-

gung einer Ausnahme ist die Einschätzung über die umweltschädliche Auswirkung 

der grenzwertüberschreitenden Anlage. Die Beurteilung der schädigenden Wir-

kung erfolgt in der Praxis nach unterschiedlichen Verfahrensweisen. Kann die 

schädigende Wirkung nicht ausgeschlossen werden, muss nach Gesetz die Still-

legung angeordnet werden. 

5.3.1 Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung von 4 KW und mehr 

Der Zeitpunkt der Einhaltung der Grenzwerte der Stufe 1 des § 5 Abs. 1 S. 1. BIm-

SchV ergibt sich für Feuerungsanalgen aus dem Datum der Errichtung. In diesem 

Übergangszeitraum gelten für die Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleis-

tung von mehr als 15 KW abgemilderte Grenzwerte. Die Einhaltung hat der Anla-

genbetreiber bereits bis zum 31. November 2011 und anschließend alle zwei Jahre 

von einem Schornsteinfeger kontrollieren zu lassen.84 

5.3.2 Einzelraumfeuerungsanlagen 

Die Betreiber von Einzelraumfeuerungsanlagen hatten bis einschließlich 31. De-

zember 2013 nachzuweisen, dass ihre Anlagen die geforderten Grenzwerte nach 

§ 26 Abs. 1 S. 1 1. BImSchV einhalten. Anderenfalls besteht/bestand die Pflicht 

der Nachrüstung bzw. der Stilllegung der Anlage bis zum Ende der Übergangs-

frist.85 

                                                
83 Vgl. VG Ansbach, Urt. v. 20.10.2010 – AN 11 K 10.00998 –, juris, Rdnr. 34. 
84 Vgl. § 25 Abs. 2, 4 1. BImSchV. 
85 Vgl. § 26 Abs. 1, 2 S. 1. 
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In der Praxis entwickelte sich insbesondere die Einhaltung der Messfristen proble-

matisch. Die autorisierten Schornsteinfeger und bevollmächtigten Bezirksschorn-

steinfeger verfügen erst seit Mitte des Jahres 2015 über die geeignete Messtech-

nik.86 In der Folge verspäteten sich die Informationen an die betroffenen Anlagen-

betreiber über die Nachrüstpflicht bzw. Stilllegung, die spätestens zwei Jahre da-

vor zu erfolgen hat87. Die erste Nachrüstungsfrist (31. Dezember 2014) konnte aus 

diesem Grund nicht flächendeckend umgesetzt werden. Darauf zurückzuführen ist 

der bestehende Sanierungsstau. Im Gegensatz zu dem modernen Bestand an 

Gas- und Ölheizung sind Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe mit Sanierungs-

verpflichtung nach der 1. BImSchV außerhalb der urbanen Räume in Sachsen 

noch stark verbreitet. 

Mit Verweis auf die Verzögerungen der Überprüfung der Anlagen erscheint es un-

verhältnismäßig bei gegenwärtig überfälligen Sanierungen bzw. Stilllegungen mit 

Zwangsmaßnahmen zu agieren. 

5.4 Ordnungswidrigkeitenverfahren nach der 1. BImSchV 

Anlagenbetreiber, die vorsätzlich oder fahrlässig eine Feuerungsanlage entgegen 

den Anforderungen der §§ 25 Abs. 1 S. 1, 26 Abs. 1 S. 1 1. BImSchV weiterbetrei-

ben, handeln ordnungswidrig88. Eine erfolglose Anordnung der Sanierungspflicht 

kann die untere Immissionsschutzbehörde mit einem Bußgeld bis 50.000 Euro 

ahnden89. Zu prüfen ist in jedem Einzelfall, ob dem säumigen Sanierungspflichti-

gen vorsätzliches oder fahrlässiges Handeln nachzuweisen ist. Die untere Immis-

sionsschutzbehörde kann bei Vorliegen der Tatbestandsmerkmale ein Bußgeld in 

angemessener Höhe erlassen. Es ist fraglich, ob bei mangelnder Leistungsfähig-

keit eine Ordnungswidrigkeit vorliegt, da der Betroffene die Sanierungspflicht wis-

sentlich aufgrund seiner finanziellen Situation nicht erfüllt. Insbesondere die be-

dingten Sanierungspflichten geben Anlass, den Bestandsschutz des Art. 14 GG 

unverhältnismäßig eingeschränkt zu sehen. Die Pflicht zur Sanierung stellt eine 

Inhalts- und Schrankenbestimmung nach Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG dar.90 Eine Miss-

achtung der Pflichten könnte im Extremfall zur Enteignung führen, denn eine un-

sanierte Heizungsanlage, die die Messwerte überschreitet, trägt zur Verschlechte-

rung der Luftqualität bei und wirkt folglich den Klimaschutzzielen entgegen. Aus 

                                                
86 Vgl. Behnke, A.: Novellierung der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen. S. 8 ; 
Anhang 7. 
87 Vgl. § 26 Abs. 5 S. 4 1. BImSchV. 
88 Vgl. § 24 Nr. 16 1. BImSchV i.V.m. § 62 Abs. 1 Nr. 7 BImSchG. 
89 Vgl. § 62 Abs. 4 BimSchG. 
90 Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und praktische 
Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (68). 
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mangelnder Leistungsfähigkeit könnte sich ein Betroffener zum Verkauf seines Ei-

gentums gezwungen fühlen.91 Die bestehenden Ausnahme- bzw. Härtefallregelun-

gen geben diesem Szenario keinen Spielraum zur Befreiung von der Sanierungs-

pflicht, so dass weiterführende Regularien insbesondere in Form staatlicher Leis-

tungsunterstützung den Eigentumsverlust abwenden müssten.92 Unabhängig von 

derartigen Hilfen, die ab Kapitel 6 untersucht werden, könnte zur Wahrung des 

Grundrechts auf Eigentum eine Duldung des Sanierungsmangels eine vorüberge-

hende Lösung sein. Verschiedentlich ist diese Verfahrensweise Verwaltungspra-

xis93. 

  

                                                
91 Vgl. Böhm, M ; Schwarz, P.: Möglichkeiten und Grenzen bei der Begründung von energetischen 
Sanierungspflichten für bestehende Gebäude. In: NVwZ. 3/2012. 129 (132). 
92 Vgl. ebenda. 129 (133). 
93 Vgl. Anhang 7. 
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6 Staatliche Förderinstrumente 

Bestandteil der ambitionierten Klimaschutzziele der Bundesregierung ist die Rea-

lisierung eines nahezu klimaneutralen Gebäudebestands bis zum Jahr 2050. Um 

diese Zielstellung zu erreichen, bedarf es einer wesentlichen Steigerung der Sa-

nierungsrate. 75 Prozent des Gebäudebestands wurde vor Inkrafttreten der ersten 

Wärmeschutzverordnung 1978 errichtet. Diese Objekte sind vielfach noch unsa-

niert und weisen oftmals einen energetisch schlechten Zustand auf. Hier liegt ein 

enormes Energieeinsparpotenzial, zumal gegenwärtig rund 85 Prozent des ge-

samten Energiebedarfs für Heizung und Warmwasser aufgewendet wird. Aktuellen 

Untersuchungen zufolge muss sich die Anzahl der momentanen energetischen 

Sanierungen verdoppeln, damit Deutschland im Jahr 2050 ein erfolgreiches Resü-

mee ziehen kann.94 Grundlage hierfür sind einerseits gesetzliche Regelungen, die 

die Gebäudeeigentümer direkt bzw. indirekt zur Sanierung verpflichten und ande-

rerseits Anreize auf der Ebene der Förderinstrumente. Die Bundesregierung un-

terstützt die energetische Sanierung mit einer Vielzahl an Förderprogrammen. Mit 

der im Jahr 2017 gestarteten Kampagne „Deutschland macht’s effizient“ bezweckt 

das BMWi, die Energiewende weiter voranzubringen und die bestehenden Förder-

möglichkeiten zielorientiert zu kommunizieren. Die Adressaten der Initiative sind 

vor allem die Hauseigentümer, die zum Umdenken motiviert werden sollen. Der 

persönliche und der gesellschaftliche Gewinn wird vermittelt, aber auch das um-

fangreiche staatliche Angebot der finanziellen Unterstützung.95 

Die Förderung mit öffentlichen Mitteln besteht ausschließlich für die Maßnahmen, 

die den gesetzlichen Anforderungen entsprechen oder darüber hinausgehen. 

Grundlagen sind u. a. die in der EnEV und der 1. BImSchV festgelegten Bestim-

mungen. Die Voraussetzungen und Verfahren der Zuwendungen sind in den Ein-

zelprogrammen geregelt, die sich wiederrum an den Hauptprogrammen orientie-

ren. Für die Gebäudesanierung sind das u. a. das „Marktanreizprogramm“, „CO2-

Gebäudesanierungsprogramm“ und „Anreizprogramm Energieeffizienz“. Die För-

derung erfolgt auf dieser Grundlage in Form von Zuschüssen oder konditionsver-

günstigten Krediten. Mit der Antragsbearbeitung bzw. Verwaltung der Fördergelder 

sind die bundeseigene Förderbank KfW und das dem BMWi nachgeordnete BAFA 

betraut. Ergänzend zu Förderungen des Bundes unterstützen auch die einzelnen 

Bundesländer sowie vereinzelt Kommunen mit eigenen Anreizmodellen die ener-

getische Sanierung. In Sachsen werden Sanierungsmaßnahmen mit einem För-

derergänzungsdarlehen zusätzlich unterstützt. Die zuständige Verwaltung liegt bei 

                                                
94 Vgl. BDI: BDI-Handlungsempfehlung zur Studie „Klimapfade für Deutschland“. S. 23. 
95 Vgl. BMWi: Gebäude energieeffizienter machen. 
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der SAB, die zusätzlich im Auftrag der KfW deren Programme für sächsische An-

tragsteller bearbeitet.96 

Auf der Suche nach dem richtigen Programm evtl. auch einer Kombination aus 

Fördermitteln stehen dem Antragsteller zwei verschiedene Datenbanken zur Ver-

fügung. Die Förderdatenbank des Bundes informiert über Förderprogramme des 

Bundes, der Länder und der EU in allen Themenbereichen. Darüber hinaus gibt 

das Portal Auskunft über allgemeine und spezielle Fragestellungen. Das Suchsys-

tem BINE-Datenbank ist ausschließlich auf Privatkunden zugeschnitten. Das Por-

tal ist ein Wegweiser durch die Vielzahl der Programme. Desweiteren gibt es Hin-

weise zu Neuerungen sowie Tipps für die Antragstellung. 

6.1 Konditionsvergünstigte Kredite 

Aus den Mitteln des Bundes und der Länder können Hauseigentümer für die ener-

getische Sanierung eines wohnwirtschaftlich genutzten Gebäudes von konditions-

vergünstigten Krediten profitieren. Die Vergünstigung zeigt sich in Form von güns-

tigen Zinsen – unterhalb des Marktzinses – und einer langfristigen Laufzeit. Die 

von der KfW verwalteten und für Sachsen von der SAB ausgereichten Förderun-

gen unterstützen die Sanierung zu einem energieeffizienten Haus sowie energeti-

sche Einzelmaßnahmen. Das „KfW-Effizienzhaus“ entspricht den Anforderungen 

des § 9 Abs. 1 S. 2 EnEV, wobei das Verfahren der „Erfüllungsfiktion“ zur Anwen-

dung kommt (s. Punkt 3.4.1). Der Hauseigentümer hat in diesem Fall ein Paket 

von mehreren Energieeffizienzmaßnahmen zu bewältigen und folglich einen hö-

heren finanziellen Aufwand, was in den Konditionen des Förderprogramms Be-

rücksichtigung findet.97 

Geförderte Einzelmaßnahmen sind solche, zu denen der Eigentümer nach § 10 ff. 

EnEV verpflichtet ist (s. Punkt 3.1) bzw. solche nach § 9 Abs. 1 S. 1 EnEV (s. 

Punkt 3.4.1), bei denen die energetischen Anforderungen der EnEV eingehalten 

werden müssen. Der strenge Bezug zur EnEV spiegelt sich in der Anerkennung 

der förderfähigen Kosten wieder. Es werden nur die Maßnahmen berücksichtigt, 

die im Kontext zur energetischen Sanierung stehen. Darüber hinaus werden auch 

Nebenkosten einbezogen, die zum Erreichen der gewünschten Effekte unentbehr-

lich sind. Dazu gehört zwingend die Beratung durch einen sachverständigen Ener-

gieberater. Dies soll sicherstellen, dass die geförderten Vorhaben die gewünschte 

Energieeffizienz erreichen. Der Bonus der Kreditförderung im Rahmen der ener-

                                                
96 Vgl. BMWi: Merkblatt Förderprogramme für Hauseigentümer. 
97 Vgl. KfW: Merkblatt Bauen, Wohnen, Energie sparen – Energieeffizient Sanieren – Kredit. S. 2. 
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getischen Sanierung ist ein Tilgungszuschuss für alle Maßnahmen. Eine beson-

dere Berücksichtigung findet der jeweils erzielte Effizienzstandard im Rahmen der 

Sanierung zum KfW-Effizienzhaus. Der Zuschuss steigt mit der erreichten Effizi-

enzstufe.98 

Von den vorgenannten Krediten können nur vereinzelte mit anderen Förderpro-

grammen kumulieren. Die Förderung mittels KfW-Investitionszuschuss bzw. Zu-

schüssen aus dem „Marktanreizprogramm“ oder dem „Anreizprogramm Energie-

effizienz“ durch das BAFA schließt die beschriebene Kreditförderung aus. 99 Eine 

Ausnahme bildet das SAB-Ergänzungsdarlehen. Der Freistaat Sachsen unter-

stützt mit diesem Programm alle Wohnbauvorhaben, die mit Mitteln der EU, des 

Bundes, des Landes oder der KfW gefördert werden100. 

Ein sehr wichtiger Aspekt im Rahmen der KfW-Förderung in Form von Krediten 

sind die Voraussetzungen, die durch den Antragsteller nachzuweisen bzw. zu er-

füllen sind. An erster Stelle steht die Forderung nach der Kreditwürdigkeit des Kre-

ditnehmers, welche sich aus dem § 18a KWG und der Ziff. VI Nr. 4 RL Wohnraum-

förderung ergibt. Zur Bewertung der Kreditwürdigkeit setzt die SAB ein unbefriste-

tes Arbeitsverhältnis voraus bzw. bei Selbständigen einen Nachweis über regel-

mäßige Finanzerträge. Insbesondere Transferempfänger nach den SGB II und XII 

sind von der Möglichkeit der Finanzierung einer Sanierung über staatliche Förder-

mittel ausgeschlossen. 

Weiterhin setzt die Kreditförderung voraus, dass ein Eigenkapital in Höhe von 15 

Prozent bei der Finanzierung des Vorhabens eingesetzt wird. Ein Nachweis erfolgt 

bei Antragstellung u. a. durch Vorlage eines Kontobeleges. Geringverdiener, die 

zwar ein festes Arbeitsverhältnis vorweisen können, haben für gewöhnlich nicht 

die Chance ein Guthaben in erforderlicher Höhe anzusparen. 

Zwingend fordert die KfW für Kredite bankübliche Sicherung der Grundschuld. 

Gleiches besagen die sonstigen Zuwendungsbestimmungen des Freistaates 

Sachsen in der Ziff. VI Nr. 4 RL Wohnraumförderung. Die SAB konkretisiert diese 

Bestimmung durch die Eintragung der Grundschuld im ersten Rang des Grundbu-

ches. Das bedeutet für fremdfinanzierte Bestandsbauten eine Absage der Förde-

rung mittels KfW-Kredit. 

Hinsichtlich der aufgeführten Voraussetzungen bleibt Hauseigentümern mit man-

gelnder Leistungsfähigkeit eine Förderung einer verpflichtenden, energetischen 

Sanierung nach der EnEV mittels KfW-Kredit verwehrt. 

                                                
98 Vgl. ebenda. S. 10. 
99 Vgl. ebenda. S. 6 f. 
100 Vgl. SAB: Merkblatt SAB-Förderergänzungsdarlehen. 
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6.2 Zuschüsse 

Einen Zuschuss charakterisiert die bewusst fehlende Gegenleistung des Empfän-

gers. Die KfW sowie das BAFA bieten für die Einzelmaßnahmen und für die Sa-

nierung zum KfW-Effizienzhaus verschiedene Förderprogramme an. Alternativ zu 

den KfW-Förderkrediten (s. Punkt 6.1) unterstützt die KfW die beschriebenen Vor-

haben in Form eines Investitionszuschusses. Der Zuschuss ist abhängig von der 

jeweiligen Sanierung und entlastet den Hauseigentümer mit einer mindestens 

10prozentigen bis maximal 50prozentigen Beteiligung an den förderfähigen Kos-

ten. Grundsätzlich hängt die Förderung von einer Beratung im Vorfeld und einer 

Begleitung der Maßnahme durch einen sachverständigen Energieberater ab. Der 

Sachverständige überprüft die technische Förderfähigkeit und bestätigt den An-

trag. Die von der KfW anerkannten Sachverständigen finden die Antragsteller on-

line unter www.energie-effizienz-experten.de. Eine Kumulation mit anderen Zu-

schussprogrammen aus dem „Anreizprogramm Energieeffizienz“ und dem „Markt-

anreizprogramm“ sind für dasselbe Vorhaben weder zeitgleich noch zeitlich ver-

setzt möglich101. 

Auf der Grundlage dieser beiden Programme können Umstellungen von Anlagen 

für die Wärme- und Kälteerzeugung und deren Optimierung durch das BAFA ge-

fördert werden. Im Fokus steht dabei die Stärkung des Einsatzes der erneuerbaren 

Energien. Diese Programme bieten ausschließlich Zuschüsse im Rahmen der Sa-

nierung von Heizungs- und raumlufttechnischen Anlagen. Das „Anreizprogramm 

Energieeffizienz“ ist einer Erweiterung des „Marktanreizprogramm“ mit der Ein-

schränkung, dass Sanierungspflichten nach der EnEV nicht förderfähig sind102. 

Beide Programme bieten insbesondere für Ersatzbeschaffungen auf Grundlage 

der 1. BImSchV eine optimale Unterstützung. Das Antragsverfahren setzt einen 

Nachweis über die technische Förderfähigkeit voraus, das u. a. durch Vorlage ei-

ner Fachunternehmererklärung erfüllt wird103. 

Vorgenannte Zuschussprogramme gewähren den zur Sanierung verpflichteten 

Hauseigentümer eine mitunter beachtliche finanzielle Unterstützung. Sie schaffen 

einen Anreiz, der die Eigentümer von Wohngebäuden zu einer energetischen Sa-

nierung über das gesetzliche Maß hinaus motiviert. Im Verhältnis zu den tatsäch-

lichen Kosten bildet der Zuschuss lediglich einen Finanzierungsanteil. Der über-

wiegende Bedarf muss vom Hauseigentümer selbst getragen werden. Problema-

                                                
101 Vgl. KfW: Merkblatt Bauen, Wohnen, Energie sparen – Energieeffizient Sanieren – Investitions-
zuschuss. S. 7 f. 
102 Vgl. Ziff. II Nr. 2 Buchst. c APEE. 
103 Vgl. Ziff. VIII Nr. 1.1.1 Markanreizprogramm. 
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tisch stellt sich dies für Betroffene, die über keine ausreichende finanzielle Leis-

tungsfähigkeit verfügen. Für diesen Personenkreis kommen keine der in diesem 

Kapitel untersuchten staatlichen Förderprogramme in Betracht. Sie erfüllen weder 

die Voraussetzungen für einen KfW-Förderkredit, noch sind sie in der Lage, eine 

Sanierung abzüglich der staatlichen Zuschüsse zu finanzieren. 
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7 Sozialleistungen 

Im weiteren Verlauf der Arbeit ist zu prüfen, ob im Fall mangelnder Leistungsfähig-

keit mit Unterstützung von Sozialleistungen die Umsetzung der umweltrechtlichen 

Sanierungspflichten realisierbar ist. Nach § 11 S. 1 SGB I umfasst der Begriff So-

zialleistungen Dienst-, Sach- und Geldleistungen. In Betracht kommen für diese 

Untersuchung die Geldleistungen. Unterstützungen dieser Form stehen für die An-

spruchsberechtigten für verschiedene Lebenslagen und Bedürfnisse zur Verfü-

gung. Eine dieser Leistungen sichert das Wohnen als existenzielles Grundbedürf-

nis des Menschen ab. Verfügt ein Betroffener nicht über ausreichend Mittel für ei-

nen angemessenen Wohnraum, hat dieser nach § 7 SGB I „[…] ein Recht auf Zu-

schuss zur Miete oder zu vergleichbaren Aufwendungen.“104 Abhängig von der in-

dividuellen Lebenssituation können Leistungen in Form von Wohngeld oder der 

Bedarfsdeckung für Unterkunft und Heizung bewilligt werden. Diese Art der Unter-

stützung erfolgt nach dem Grundsatz der Finanzierung. Sie umfasst eben nicht die 

Beschaffungen von Wohnraum.105 

Alle nachfolgend untersuchten Unterstützungsleistungen unterstellen, dass nur für 

tatsächlich genutzten Wohnraum Leistungen gewährt werden. Insbesondere das 

SGB II und SGB XII verwenden die Begrifflichkeit Unterkunft. Das soll gewährleis-

ten, dass individuelle Wohnmodelle anerkannt werden. Grundsätzlich werden Kos-

ten für mehrere Unterkünfte nicht übernommen106. 

7.1 Wohngeld 

Das Wohngeld ist ein Zuschuss zur Miete für Mieter von selbst genutztem Wohn-

raum bzw. zur Belastung für Eigentümer selbst genutzten Wohnraums. Es dient 

der finanziellen Sicherung angemessenen Wohnens und dem Familienleistungs-

ausgleich107. Das Wohngeld ist eine Unterstützung. Den wesentlichen Teil der 

Miete bzw. der Belastung müssen die wohngeldberechtigte Person und deren 

Haushaltsmitglieder selbst aufbringen. Es besteht ein Rechtsanspruch auf Wohn-

geld, wenn die im WoGG festgeschriebenen Voraussetzungen erfüllt werden.108 

Ob und in welcher Höhe Wohngeld gewährt wird, ist abhängig von der Anzahl der 

zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder und deren Gesamteinkommen. An-

                                                
104 Hänlein, A. In: Kreikebohm, R. ; Waltermann, R, ; Spellbrink, W. (Hrsgg): Kommentar zum Sozi-
alrecht. SGB I § 7 Rdnr. 35. 
105 Vgl. Geiger, U. ; Arbeitslosenprojekt TuWas (Hrsg): Unterkunfts- und Heizkosten nach dem SGB 
II. S.7 f. 
106 Vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss v. 16.06.2006 – L 10 B 488/06 AS ER –, juris, Rdnr. 5 
107 Vgl. Winkler, J. In: Kreikebohm, R. et al.: Kommentar zum Sozialrecht. WoGG Rdnr. 3. 
108 Vgl. BMUB: Wohngeld 2016 / 2017 – Ratschläge und Hinweise. S. 4 f. 
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hand dieser Berechnungsgrößen wird dem individuellen Bedürfnis Rechnung ge-

tragen. Keine Berücksichtigung findet die tatsächliche Höhe der Miete bzw. Belas-

tung, wenn diese die Angemessensheitsgrenze übersteigt. Angemessen ist die 

Miete bzw. Belastung, wenn diese die im § 12 Abs. 1 WoGG festgeschriebenen 

Höchstbeträge nicht übersteigen und sind in diesem Umfang zuschussfähig.109 Die 

Höchstbeträge sind abhängig von der Anzahl der Haushaltsmitglieder und der je-

weiligen Mietstufe110. Letztgenannte beruht auf statistischen Erhebungen der Mie-

ten in ganz Deutschland. Anhand dieser Werte werden die Gemeinden bzw. Land-

kreise einer Mietstufe zugeordnet. Eine abschließende Auflistung findet sich in der 

Anlage zu § 1 Abs. 3 WoGV. Anhand des ermittelten Grenzwertes bzw. vorrangig 

der darunterliegenden tatsächlichen Miete / Belastung wird das Wohngeld berech-

net. 

7.1.1 Anspruchsberechtigte 

Die Anspruchsberechtigung auf Wohngeld ergibt sich aus § 4 WoGG. Mit Fokus 

auf den Zuschuss zur Belastung besteht der Anspruch für den vom Eigentümer 

selbst genutzten Wohnraum. Diesem gleichgestellt sind eigentumsähnliche 

Rechtsverhältnisse.111 Die nach §§ 7 und 8 Abs. 1 WoGG vom Wohngeld ausge-

schlossenen Eigentümer oder die ihnen Gleichgestellten verfügen nicht über die 

Wohngeldberechtigung, es sei denn, sie bewohnen gemeinsam mit einem zu be-

rücksichtigenden Haushaltsmitglied den Wohnraum. Für einen nichtwohngeldbe-

rechtigten Eigentümer schließt sich folglich nicht grundsätzlich ein Lastenzuschuss 

aus.112 

Von der Berechtigung ausgeschlossen sind die in § 7 abschließend aufgeführten 

Personen. Dazu gehören Empfänger von Transferleistungen so u. a. Arbeitslosen-

geld II und Sozialgeld nach SGB II, Hilfe zum Lebensunterhalt nach SGB XII oder 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach SGB XII. Im Fall eines 

Mehrpersonenhaushalts wird dieser Personenkreis bei der Berechnung des 

Wohngelds nicht berücksichtigt. Hintergrund dieser Regelung ist die Vermeidung 

einer doppelten Unterstützung, da im Zusammenhang mit der jeweiligen Transfer-

leistung angemessene Unterkunftskosten gewährt werden. Der Ausschluss vom 

Wohngeld erstreckt sich auch auf die Personen, die bei der Bedarfsermittlung der 

Transferleistungen einbezogen wurden.113 

                                                
109 Vgl. § 4 WoGG. 
110 Vgl. Winkler, J. In: Kreikebohm, R. ; Waltermann, R, ; Spellbrink, W. (Hrsgg): Kommentar zum 
Sozialrecht. WoGG Rdnr. 62. 
111 Vgl. ebenda. Rdnr. 16 ff. 
112 Vgl. § 3 Abs. 4 WoGG i.V.m. Nr. 3.41 WoGVwV. 
113 Vgl. BMUB: Wohngeld 2016 / 2017 – Ratschläge und Hinweise. S. 9 f. 
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Welche Person bei der Wohngeldberechnung zu berücksichtigen ist, hängt ab von 

der vorgenannten Berechtigung und ihrem Verhältnis zum Wohngeldberechtigten. 

Grundsätzlich sind diese einzubeziehen, die mit dem Wohngeldberechtigten in ei-

ner „Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft“ leben. Eine Wohngemeinschaft charak-

terisiert die gemeinschaftliche Nutzung der Wohnräume. Hingegen bei einer Wirt-

schaftsgemeinschaft kommen die Bewohner für den häuslichen Bedarf zumindest 

teilweise gemeinsam auf. Mitglieder einer Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft 

werden als solche eines Haushalts bezeichnet. § 5 Abs. 1 S. 2 WoGG listet auf, 

wer als Haushaltsmitglied zu berücksichtigen ist.114 Dies sind Ehegatten und Le-

benspartner unter der Voraussetzung, dass diese nicht dauernd getrennt leben, 

Verwandte/-schwägerte gerader Linie oder zweiten und dritten Grades sowie Per-

sonen im Pflegeverhältnis. Berücksichtigung findet auch die Konstellation einer 

Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft, welche zu vermuten ist, wenn die 

Voraussetzungen des § 7 Abs. 3a SGB II vorliegen.115 

Nach Feststellung der zu berücksichtigenden Haushaltsmitglieder ist deren ge-

samtes Einkommen ausschlaggebend für die Gewährung eines Wohngelds. Die 

Einkommensgrenze steht in Abhängigkeit zur zuschussfähigen Miete. Das bedeu-

tet, dass in Gemeinden der höchsten Mietstufe das Einkommen entsprechend hö-

her liegen kann. Eine individuelle Ermittlung zeigt im Ergebnis, ob ein Wohngeld-

anspruch besteht.116 

7.1.2 Zuschussfähige Belastung 

Eigentümer selbst genutzten Wohnraums haben unter Berücksichtigung der Vo-

raussetzungen Anspruch auf Wohngeld in Form eines Lastenzuschusses. Im Ge-

gensatz zu einem Mietverhältnis entstehen bei Eigentum keine Mietkosten, son-

dern eine Belastung. Die wohngeldfähige Belastung sind die Kosten für den Kapi-

taldienst und die Bewirtschaftung. Von Bedeutung sind die Zusätze „in vereinbarter 

und festgesetzter Höhe“ im Gesetzestext 117. Die Einschränkung auf vereinbarter 

Höhe schließt die Berücksichtigung aller freiwilligen Leistungen und Klauseln aus. 

Es werden nur die Kosten anerkannt, welche Bestandteile von Verträgen sind. Hin-

ter der Regelung steht die Vorsorge missbräuchlicher Inanspruchnahme von So-

zialleistungen.118 Die festgesetzte Höhe umfasst uneingeschränkt die öffentlich-

                                                
114 Vgl. Winkler, J. In: Kreikebohm, R. ; Waltermann, R, ; Spellbrink, W. (Hrsgg): Kommentar zum 
Sozialrecht. WoGG Rdnr. 38, 41, 42. 
115 Vgl. ebenda. Rdnr. 40. 
116 Vgl. BMUB: Wohngeld 2016 / 2017 – Ratschläge und Hinweise. S. 11. 
117 Vgl. § 10 WoGG ; § 12 Abs. 2 S. 1 WoGV. 
118 Vgl. Unkel, W. In: Klein, M. ; Schulte, S. ; Unkel, W: Wohngeldgesetz. § 10 Rdnr. 61. 
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rechtlichen Festsetzungen. Dies erfasst gesetzliche Regelungen (zum Beispiel 

§ 13 Abs. 2 S. 1 WoGV) genauso wie Bescheide.119 

Die Ermittlung der Belastung erfolgt im Rahmen einer Wohngeld-Lastenberech-

nung. Das Verfahren unterliegt den Bestimmungen der WoGV, wobei die Ober-

grenze der zuschussfähigen Belastung analog zur Miete durch die Höchstbeträge 

des § 12 Abs. 1 WoGG definiert wird. In Abhängigkeit von der Obergrenze regelt 

§ 12 Abs. 2 S. 2 WoGG zur Verwaltungsvereinfachung einen im Ermessen liegen-

den Verzicht auf das umfangreiche Verfahren. Voraussetzung ist, dass die Belas-

tung aus Zinsen und Tilgung die zuschussfähige Obergrenze übersteigt. 120 

Die Belastung aus dem Kapitaldienst sind anfallende Aufwendungen für die Auf-

nahme von Fremdmitteln. Die WoGV führt einerseits in § 10 die von der Verord-

nung anerkannten Fremdmittel auf (u. a. Darlehen) und andererseits die auszu-

weisenden Aufwendungen in § 12. Zuschussfähig sind demnach die Zinsen und 

die Tilgung, wobei verschiedene Tilgungsmodalitäten zu einer Veränderung der 

Belastung über den Finanzierungszeitraum führen kann. Unproblematisch sind 

Annuitätendarlehen, bei denen die monatliche Rate für Tilgung zzgl. Zinsen gleich 

bleibt. Wesentliche Schwankungen entstehen u. a. bei endfälligen Tilgungen oder 

konstanten Tilgungsleistungen. Insbesondere auf die Höhe der zuschussfähigen 

Belastung bereits innerhalb eines Bewilligungszeitraums können sich diese Unter-

schiede auswirken.121 Zusätzlich werden laufende Nebenleistungen, wie u. a. Be-

reitstellungszinsen anerkannt. Auszuschließen sind damit einmalige Beiträge. Die 

Berücksichtigung der Bürgschaftskosten erhält dann Relevanz, wenn eine dingli-

che Sicherung nicht realisierbar ist.122 

Es werden ausschließlich die Fremdmittel berücksichtigt, die der Finanzierung der 

in § 11 Abs. 1 WoGV abschließend aufgeführten Zwecken dienen. Erfasst sind u.a. 

Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen am selbst genutzten Wohnraum 

und die Schaffung von Wohnraum oder Erschließungsbeiträge. Ebenso die Finan-

zierung des Erwerbs des selbst genutzten Wohnraums findet bei der Wohngeld-

berechnung Berücksichtigung. 

Die Kosten der Bewirtschaftung als weiteren Bestandteil der Belastung setzen sich 

zusammen aus den Instandhaltungskosten, Betriebskosten ohne Heizkosten und 

Verwaltungskosten123. Instandhaltungs- und Betriebskosten sind in der II. BV legal 

                                                
119 Vgl. Deutscher Bundestag: Drucksache 16/6543. S. 93. 
120 Vgl. Unkel, W. In: Klein, M. ; Schulte, S. ; Unkel, W.: Wohngeldgesetz. § 10 Rdnr. 11. 
121 Vgl. ebenda. Rdnr. 56 – 58. 
122 Vgl. ebenda. Rdnr. 63 – 65. 
123 Vgl. § 13 Abs. 1 WoGV. 
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definiert. Betriebskosten sind demnach solche, die dem Eigentümer durch das Ei-

gentum fortlaufend entstehen. Instandhaltungskosten entstehen bei der Erhaltung 

des bestimmungsgemäßen Gebrauchs. Das sind Maßnahmen, die der Abnutzung, 

Alterung und Witterungseinwirkung entgegenwirken.124 Aus Vereinfachungsgrün-

den bestimmt der § 13 Abs. 2 S. 1 WoGV die Instandhaltungs- und Betriebskosten 

mit einer Jahrespauschale zu berechnen. Pro Quadratmeter Wohnfläche sind das 

36 Euro. Zu berücksichtigen sind ausschließlich Wohnräume, die als solche ge-

nutzt werden und nach dem Bauordnungsrecht nutzbar sind.125 In die Wohngeld-

lastenberechnung fließen darüber hinaus die Grundsteuer und Verwaltungskosten 

(Legaldefinition § 26 Abs. 1 II. BV) ein. Gesondert geregelt sind Alternativversor-

gungen, wie zum Beispiel mit Fernwärme. 

Ein Beispiel zeigt in welcher Höhe ein Hauseigentümer durch eine Sanierungs-

pflicht finanziell belastet wird und mit welchem Betrag die Finanzierungskosten bei 

der Berechnung des Wohngelds veranschlagt werden kann (Belege s. Anhang 8). 

Der Schadstoffausstoß einer Feuerungsanlage übersteigt nach Ablauf der Über-

gangsfrist (§ 25 Abs. 1 S. 1 1. BImSchV) die Grenzwerte für Kohlenmonoxid (§ 25 

Abs. 1 S. 1 i.V.m. Stufe 1 des § 5 Abs. 1 S. 1 1. BImSchV), worauf ein Weiterbetrieb 

untersagt wird. Der Hauseigentümer entscheidet sich für eine neue Heizanlage – 

einen Holzvergaserkessel. Die Anschaffungskosten inklusive Rohrleitungssystem 

und Montage betragen rund 8.000 Euro. Das BAFA unterstützt die Sanierung mit 

einem Zuschuss in Höhe von 2.000 Euro (Ziff. IV Nr. 2.2.1.3 Marktanreizpro-

gramm). Es verbleibt ein Restbetrag von 6.000 Euro. Bei einer Finanzierung über 

acht Jahre mit einem effektiven Jahreszins von 3,5 Prozent wird der Hauseigentü-

mer mit einer monatlichen Rate (Zins und Tilgung eines Annuitätendarlehens) von 

71,60 Euro belastet. Dieser Betrag fließt in die Wohngeld-Lastenberechnung mit 

ein und der Hauseigentümer könnte mit Vorliegen aller weiteren Bedingungen von 

einem Wohngeld profitieren. Mit dem Beispiel wird deutlich, dass Wohngeld bei 

Sanierungen eine Unterstützung leisten kann. 

7.2 Bedarfe der Unterkunft 

Bedarfe für Unterkunft und Heizung sind Bestandteile der Bedarfsberechnung 

nach dem SGB II und SGB XII. Diese Teilleistung soll den Transferberechtigten 

ein menschenwürdiges Wohnen ermöglichen. Die zentralen Normen zur Bedarfs-

ermittlung sind § 22 SGB II und § 35 SGB XII. Beide Vorschriften knüpfen aus 

                                                
124 Vgl. §§ 27 Abs. 1 S. 1, 28 Abs. 1 S. 1 II. BV. 
125 Vgl. Unkel, W. In: Klein, M. ; Schulte, S. ; Unkel, W.: Wohngeldgesetz. § 10 Rdnr. 73, 74. 
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historischer Sicht an die Regelungen des BSHG an und verfügen folglich über ei-

nen identischen Regelungscharakter126. In Fällen unterschiedlicher Normung wird 

speziell auf die Einzelvorschrift eingegangen. Mit Verweis auf den Tenor der Arbeit 

konzentriert sich die Untersuchung im weiteren Verlauf auf den Bedarf der Unter-

kunft. 

Ausgangspunkt für die Bemessung sind die tatsächlichen Aufwendungen, die der 

leistungsberechtigten Person entstehen. Im Fall der Miete einer Unterkunft werden 

die Kaltmiete und die kalten Nebenkosten anerkannt. Berücksichtigt werden nur 

solche Kaltmieten als tatsächliche Aufwendung, wenn diese vertraglich gebunden 

sind und vom Transferbezieher tatsächlich gezahlt werden.127 Der Mietvertrag ist 

ebenso Grundlage für die vereinbarten Betriebskosten. In Betracht kommende 

Kosten dieser Art definiert die BetrKV im § 2. 

Die Normen beschränken den Bedarf für Unterkunft nicht auf laufende Leistungen, 

so dass auch einmalig bzw. unregelmäßig entstehende Kosten für mietvertraglich 

geschuldete Verpflichtungen erstattet werden können. Dazu gehören die wieder-

kehrenden sogenannten Schönheitsreparaturen bzw. alternativ die Einzugs- oder 

Auszugsrenovierungen.128 

Im Gegensatz zum Wohngeld werden insbesondere für Eigentümer selbst genutz-

ten Wohnraums keine Pauschalen angesetzt. Es gelten dieselben Grundsätze wie 

bei Mietobjekten, anerkannt werden ausschließlich die tatsächlichen Aufwendun-

gen für die Unterkunft. Die Rechtsprechung orientiert sich diesbezüglich an den in 

§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 5 VO zu § 82 SGB XII aufgeführten Ausgaben. Zu berück-

sichtigen ist, dass bei einem selbst bewohnten Objekt für den Erhaltungsaufwand 

keine Pauschale anerkannt wird.129 Diese Kosten unterliegen den Regelungen der 

Sonderaufwendungen. 

Neben den Betriebskosten können bei Wohneigentum auch die Schuldzinsen und 

im Einzelfall auch Tilgungsleistungen erstattet werden. In jedem Fall kann der 

Zinsanteil einer Kreditrate anerkannt werden, wenn der Kredit der Finanzierung 

der Immobilie dient.130 Dies gilt für Finanzierungen vor und nach dem Eintritt in den 

                                                
126 Vgl. Berlit, U. In: Bieritz-Harder, R. et al.: LPK-SGB XII. § 35 Rdnr. 4 ; Deutscher Bundestag: 
Drucksache 15/1514. S. 59 ; 15/1516, S. 57. 
127 Vgl. BSG, Urt. v. 22.09.2009 – B 4 AS 8/09 R –, juris, Rdnr. 16. ; Patter, A. In: Klinger, R. et al.: 
Existenzsicherungsrecht. 106 (169) Rdnr. 242. 
128 Vgl. Berlit, U. In: Bieritz-Harder, R. et al.: LPK-SGB XII. § 35 Rdnr. 24. 
129 Vgl. BSG, Urt. v. 15.04.2008 – B 14/7b AS 34/06 R –, juris, Rdnr. 38 ; BSG, Urt. v. 03.03.2009 – 
B 4 AS 38/08 R –, juris, Rdnr. 16. 
130 Vgl. BSG, Urt. v. 15.04.2008 – B 14/7b AS 34/06 R –, juris, Rdnr. 9, 11 ; Patter, A. In: Klinger, R. 
et al.: Existenzsicherungsrecht. 106 (172) Rdnr. 260. 
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Leistungsbezug. Die Übernahme des Tilgungsanteils ist eine Entscheidung im Ein-

zelfall. Die Berücksichtigung dieses Ratenanteils kollidiert mit dem Grundsatz, 

dass durch die existenzsichernden Leistungen des SGB II und SGB XII keine Ver-

mögensbildung ermöglicht werden darf. Die Rechtsprechung hat aus diesem 

Grund diese Ausnahmegestattung in enge Grenzen gesetzt. Bei Vorliegen der vom 

Bundessozialgericht formulierten Voraussetzungen ist eine Übernahme statthaft. 

Dazu muss das Wohneigentum vor dem Eintritt des Leistungsbezuges erworben 

worden und die Finanzierung weitgehend abgeschlossen sein. Darüber hinaus 

muss sie angemessen sein, der Hilfebedürftige die Möglichkeiten zur Verringerung 

der Belastung ausgeschöpft haben und die Gefahr bestehen, dass dieser ohne 

Übernahme der Tilgung seine Wohnung aufgeben müsste.131 Hintergrund hierfür 

ist die Wahrung der Gleichbehandlung. Die Rate eines fast getilgten Annuitäten-

darlehens weist nur noch einen sehr geringen Zinsanteil auf. Bei der Anrechnung 

der Zinsen auf den Bedarf der Unterkunft wäre in diesem Fall der Leistungsbe-

rechtigte demgegenüber im Nachteil, in dessen Darlehensrate der Zinsanteil über-

wiegt.132 

7.2.1 Begriff der angemessenen und unabweisbaren Aufwendungen 

Für die Bedarfsbemessung werden die tatsächlichen Aufwendungen in angemes-

sener Höhe berücksichtigt. Eine ausdrückliche Regelung findet sich in § 22 Abs. 1 

S. 1 SGB II. Die Eingrenzung auf die Angemessenheit ergibt sich aus § 35 Abs. 2 

S. 1 SGB XII insoweit, dass im Einzelfall über den angemessenen Umfang hinaus 

Aufwendungen erstattet werden können. Diese Sonderregelung eröffnet ebenso 

das SGB II (§ 22 Abs. 1 S. 3). Als unbestimmter Rechtsbegriff unterliegt die Ange-

messenheit der gerichtlichen Kontrolle, wobei die vorliegende Rechtsprechung auf 

beide vorgenannte Normen anwendbar ist133. 

Aus Gleichbehandlungsgründen werden die vom Bundessozialgericht entwickel-

ten Maßstäbe sowohl für eine Mietwohnung, als auch für Wohneigentum ange-

wendet. „Angemessen sind die Aufwendungen für eine Wohnung nur dann, wenn 

diese nach Ausstattung, Lage und Bausubstanz einfachen und grundlegenden Be-

dürfnissen genügt und keinen gehobenen Wohnstandard aufweist.“134 Unterschie-

den wird in die abstrakte und die konkrete Angemessenheit der Aufwendungen. 

Dahinter steht die individuelle Berücksichtigung der besonderen Umstände und 

Bedürfnisse eines Haushalts im Einzelfall. Die abstrakte Angemessenheitsgrenze 

                                                
131 Vgl. BSG, Urt. v. 16.02.2012 – B 4 AS 14/11 R –, juris, Rdnr. 23, 25 ; BSG, Urt. v. 18.06.2008 – 
B 14/11b AS 67/06 R –, juris, Rdnr. 28. 
132 Vgl. BSG, Urt. v. 07.07. 2011 – B 14 AS 79/10 R –, juris, Rdnr. 18. 
133 Vgl. Berlit, U. In: Bieritz-Harder, R. et al.: LPK-SGB XII. § 35 Rdnr. 33. 
134 BSG, Urt. v. 07.11.2006 – B 7b AS 18/06 R –, juris, Rdnr. 20. 
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gilt für alle Leistungsempfänger und dient der Vereinheitlichung und Verwaltungs-

vereinfachung. Deren Ermittlung obliegt dem jeweiligen Leistungsträger auf der 

Grundlage eines „schlüssigen Konzepts“. Dieses beinhaltet beispielhaft die Be-

stimmung einer angemessenen Wohnfläche, eines örtlichen Vergleichsraumes 

und einer abstrakten Referenzmiete. Bezugsgröße sind grundsätzlich Kosten für 

Wohnungen im unteren Segment. Das Produkt aus angemessener Wohnfläche 

und Referenzmiete ergibt die Angemessensheitsgrenze, wobei das Endergebnis 

und nicht die Einzelfaktoren ausschlaggebend sind. Bis zu dieser Grenze werden 

Zinskosten und kalte Nebenkosten von Eigentümern selbst genutzten Wohnraums 

als angemessen anerkannt.135 

Die konkrete Angemessenheitsprüfung ist dann durchzuführen, wenn die tatsäch-

lichen Aufwendungen für die Unterkunft die abstrakte Angemessenheitsgrenze 

übersteigt. Die zentralen Normen der Einzelfallprüfung sind § 22 Abs. 1 S. 3 SGB II 

und § 35 Abs. 2 SGB XII. Die Prüfung erstreckt sich auf die Betrachtung des Woh-

nungsmarktes, ob für den Leistungsempfänger eine bedarfsgerechte, kostengüns-

tigere Unterkunft verfügbar und zugänglich ist. Ist im Ergebnis der Prüfung keine 

Alternative ersichtlich, sind die tatsächlichen Aufwendungen für die Unterkunft zu 

berücksichtigen. Entgegen der zeitlichen Beschränkung nach § 22 Abs. 1 S. 3 

SGB II sind die tatsächlichen Aufwendungen, die die abstrakte Angemessenheit 

übersteigen, zu berücksichtigen, wenn der maßgebliche Wohnungsmarkt keine 

dem abstrakten Mietpreis entsprechende Wohnung anbietet. Identisch wird ver-

fahren, wenn Kostensenkungen nicht möglich bzw. aus persönlichen Umständen 

nicht zumutbar sind.136 

Die Notwendigkeit des Wohnungswechsels betrifft ebenso den vom Eigentümer 

selbst genutzten Wohnraum. Diese Verfahrensweise kollidiert nicht mit der vermö-

gensrechtlichen Schutzvorschrift des § 12 Abs. 3 Nr. 5 SGB II und des § 90 Abs. 2 

Nr. 8 SGB XII. Auch diese Normen beschränken die Berücksichtigung auf das Maß 

der Angemessenheit. Mit Blick auf den Gleichbehandlungsgrundsatz nach Art. 3 

Abs. 1 GG ist es unabdingbar, die Beurteilung der Angemessenheit der Unter-

kunftskosten für Mieter und Hauseigentümer unter Anwendung einheitlicher Krite-

rien durchzuführen. Folglich werden für Wohneigentum die geltenden Wohnflä-

chengrenzen und die vergleichbaren Aufwendungen für eine Wohnung im unteren 

Wohnstandard bei der Angemessenheitsprüfung als Maßstab eingesetzt.137 

                                                
135 Vgl. von Malottki, C. ; Nuss, G.: Richtwerte für angemessene Kosten der Unterkunft nach SGB II 
und SGB XII in der Landeshauptstadt Dresden 2017 und 2018. S. 3. 
136 Vgl. Geiger, U. ; Arbeitslosenprojekt TuWas (Hrsg): Unterkunfts- und Heizkosten nach dem SGB 
II. S. 211 f. 
137 Vgl. BSG, Urt. v. 15.04.2008 – B 14/7b AS 34/06 R –, juris, Rdnr. 35. 
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Die Forderung nach „unabweisbar“ über das Maß der Angemessenheit der Auf-

wendungen für die Unterkunft hinaus ergeben sich aus § 22 Abs. 2 S. 1 SGB II. 

Diese Anforderungssteigerung bezieht sich ausschließlich auf das selbst genutzte 

Wohneigentum eines Leistungsberechtigten. Es sind Aufwendungen, die im Rah-

men von Instandhaltung oder Reparatur am Wohnobjekt vorgenommen werden. 

Besteht die Erforderlichkeit der Maßnahmen, um die Bewohnbarkeit zu gewähr-

leisten bzw. einen erheblichen Substanzschaden abzuwenden, liegt eine Unab-

weisbarkeit vor. Es muss eine Dringlichkeit vorliegen, bei der ein Aufschub der 

Aufwendungen letztlich unverhältnismäßig höhere Kosten verursacht.138 Eine 

identische Regelung enthält der § 35 SGB XII nicht. Rechtsprechung und Literatur 

verweisen auf eine analoge Anwendung, so dass Erhaltungsaufwendungen nach 

§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VO zu § 82 SGB XII ebenso unabweisbar und angemessen 

sein müssen. Anderenfalls sind diese nicht zu berücksichtigen bzw. bei Vorliegen 

der Unabweisbarkeit kann der Leistungsträger ein Darlehen gewähren.139 

7.2.2 Anspruch auf Anerkennung der Sanierungskosten 

Abschließend ist zu prüfen, ob Sanierungskosten als Bedarf der Unterkunft anzu-

erkennen sind. Aufwendungen für Sanierungen am selbst genutzten Wohneigen-

tum könnten in die Rubrik Instandhaltung und Reparatur nach § 22 Abs. 2 SGB II 

bzw. des inhaltsidentischen Erhaltungsaufwand des § 82 Abs. 1 SGB XII i.V.m § 7 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 5 VO zu § 82 SGB XII eingeordnet werden. Eine Abgrenzung 

zu diesen Aufwendungen findet sich in § 7 Abs. 2 S. 2 VO zu § 82 SGB XII. Folglich 

sind Maßnahmen, die zu einer Verbesserung des Standards des Gebäudes füh-

ren, nicht zu berücksichtigen. Eine Definition des Begriffs Instandhaltung über-

nimmt das BGH der II. BV, welche in der sozialrechtlichen Rechtsprechung An-

wendung findet. Es sind Maßnahmen, "[…] die zur Erhaltung des bestimmungs-

mäßigen Gebrauchs aufgewendet werden müssen, um die durch Abnutzung, Al-

terung, Witterungseinwirkung entstehenden baulichen oder sonstigen Mängel ord-

nungsgemäß zu beseitigen.“140 Zu berücksichtigen sind demnach der Werterhalt 

der Gebäudesubstanz sowie deren Teile und die Beseitigung von Schäden, um 

die Bewohnbarkeit und Nutzung der von § 12 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 SGB II und § 90 

Abs. 2 Nr. 8 SGB XII geschützten, selbst genutzten Immobilie zu sichern.141 In die-

sem Sachzusammenhang sind Reparaturen und Wiederbeschaffung einzuordnen. 

                                                
138 Vgl. LSG BW, Urt. v. 26.09.2013 – L 7 AS 1121/13 –, juris, Rdnr. 29 ; Berlit, U. In: Münder, J. ; 
Armborst, C.: LPK-SGB II. § 22 Rdnr. 104 ; Deutscher Bundestag: Drucksache 17/3404. S. 98 ; 
Geiger, U. ; Arbeitslosenprojekt TuWas (Hrsg): Unterkunfts- und Heizkosten nach dem SGB II. S. 
201 f. 
139 Vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 20.07.2017 – L 23 SO 247/17 –, juris, Rdnr. 49. 
140 BGH, Urt. v. 07.04.2004 – VIII ZR 167/03 –, juris, Rdnr. 11 ; § 28 Abs. 1 II. BV. 
141 Vgl. BGH, Urt. v. 07.04.2004 – VIII ZR 167/03 –, juris, Rdnr. 11. 
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Für die Feststellung, ob es sich um ein erhaltendes oder wertsteigerndes Vorha-

ben handelt, ist die Zielstellung der Maßnahme ausschlaggebend. Eine Wieder-

herstellung der bisherigen Substanz ist in jedem Fall eine Instandhaltungsmaß-

nahme. Grundsätzlich auszuschließen ist eine damit verbundene Wertsteigerung 

nicht. Beispielsweise der Ersatz einer defekten Anlage erfolgt zwangsläufig durch 

versierte Unternehmen nach dem gegenwärtigen Stand der Technik und bewirkt 

eine gewisse Verbesserung und Wertsteigerung, was nicht zum Ausschluss der 

Berücksichtigung führt.142 Die Fragestellung ist so auszurichten, dass feststellbar 

ist, ob ein bisheriger Zustand – unabhängig der auslösenden Ursache – wieder-

herzustellen ist. 

Hinsichtlich der in den Kapiteln 2 bis 5 untersuchten umweltrechtlichen Sanie-

rungspflichten nehmen die Heizungs- und Feuerungsanlagen aufgrund ihrer Funk-

tionalität eine Sonderstellung ein. Diese Anlagen dienen der Beheizung und Er-

zeugung von Warmwasser eines Wohnobjektes. Mangelt es an deren Funktions-

fähigkeit, ist das Haus bzw. die Wohnung zum Zwecke des Wohnens nicht nutzbar. 

Nach Rechtsprechung werden Reparaturen bzw. Ersatzbeschaffungen bei irrepa-

rablem Defekt einer Heizungsanlage über die Bedarfe der Unterkunft und Heizung 

nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II erstattet.143 Im Umkehrschluss sind Aufwendungen 

nicht zu berücksichtigen, wenn die Heizungsanlage noch intakt ist. Die von der 

Sanierungspflicht der EnEV und der 1. BImSchV betroffenen Anlagen sind zum 

Zeitpunkt der Beendigung der Übergangsfrist noch funktionstüchtig. Grund allein 

für die Verpflichtung zur Sanierung ist die festgestellte Überschreitung der Emissi-

onswerte und/oder das Ende des Bestandsschutzes. Der Grund für den gesetzlich 

beanspruchten Austausch liegt nicht im funktionalen Zustand der Anlage. Eine In-

standhaltung kennzeichnet die Behebung eines Mangels, welcher gerade nicht bei 

einer von der Sanierungspflicht betroffenen Anlage vorliegt. Die Stilllegung einer 

funktionstüchtigen Heizungs- bzw. Feuerungsanlage, die umweltschutzrechtlichen 

Anforderungen widerspricht, begründet keine Instandhaltungsmaßnahme nach 

§ 22 Abs. 2 SGB II und § 35 SGB XII i.V.m. § 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VO zu § 82 

SGB XII. 

Nachrüstpflichten an Leitungssystemen nach der EnEV (s. Punkt 3.1.2, 3.1.4, 3.1.5 

und 3.1.6) dienen der Steigerung der Energieeffizienz. Das Fehlen der Dämmung 

bzw. der Regelungseinrichtungen schränken die Funktion der betroffenen Sys-

                                                
142 Vgl. LSG NRW, Urt. v. 23.11.2010 – L 1 AS 426/10 –, juris, Rdnr. 25 ; Berlit, U. In: Bieritz-Harder, 
R. et al.: LPK-SGB XII. § 35 Rdnr. 29. 
143 Vgl. LSG NRW, Urt. v. 23.11.2010 – L 1 AS 426/10 –, juris, Rdnr. 22. 
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teme nicht ein. Die nachträgliche Ausstattung führt zu einer Funktionsverbesse-

rung und ist Ausdruck einer wertsteigernden Maßnahme, die den Instandhaltungs-

begriff übersteigt und nicht berücksichtigungsfähig ist. In gleicher Weise führt die 

Dämmerung der obersten Geschossdecke, alternativ des darüberliegenden Da-

ches, zu einer erheblichen Verbesserung der Gebäudesubstanz. Diese Vorhaben 

sind charakteristisch für die Wertsteigerung eines Gebäudes, von der der Eigen-

tümer im Falle des Verkaufs profitieren könnte. 

Vorhaben am Gebäude, die zur Einhaltung der Anforderungen des § 9 Abs. 1 

EnEV i.V.m. der Anlage 3 zur EnEV verpflichten, sind für Transferempfänger rea-

listisch vorstellbar, wenn diese aufgrund von Schadensfällen erforderlich sind. 

Schäden insbesondere durch Brand, Sturm, Hochwasser oder Einbrüchen können 

den Umfang einnehmen, dass nach dem „Bauteilverfahren“ (s. Punkt 3.4.1) Sanie-

rungen durchgeführt werden müssen. Eine Instandhaltung führt die Schadensbe-

seitigung nur insoweit aus, dass der vorherige Zustand wieder hergestellt ist. Zum 

Beispiel eine zusätzliche Dämmung der Wände wird nicht von der Instandhaltung 

erfasst und führt zu einer Wertsteigerung des Gebäudes. Versicherungen unter-

gliedern die Schadensbehebung in ähnlicher Weise144. Ausnahmen ergeben sich 

u. a. für Fenster und Türen. Diese sind mit dem bisherigen Qualitätsstandard mit-

unter nicht mehr verfügbar. In diesen Fällen können im Rahmen der Instandhal-

tung wertsteigernde Effekte akzeptiert werden.145 

All diese Maßnahmen bezwecken die Senkung des Energieverbrauchs sowie des 

Schadstoffausstoßes und bewirken zum Teil geringere Aufwendungen der Bedarfe 

für Unterkunft und Heizung. Auch unter Berücksichtigung dieser Einsparung erzielt 

der Einzelne eine Wertsteigerung seines Eigentums. Nach Rechtsprechung ist 

„[…] es nicht Aufgabe der Transferleistungen nach dem SGB II […], grundlegende 

Sanierungs- und Erhaltungsarbeiten am Wohnhaus zu finanzieren.“146 

  

                                                
144 Vgl. Vgl. Nusser, J.: Die EnEV 2014 – Wesentliche Neuerungen, offene Rechtsfragen und prakti-
sche Auswirkungen. In: ZUR. 2/2014. 67 (70). 
145 Vgl. Berlit, U. In: Bieritz-Harder, R. et al.: LPK-SGB XII. § 35 Rdnr. 29. 
146 LSG NRW, Urt. v. 23.11.2010 – L 1 AS 426/10 –, juris, Rdnr. 25. 
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8 Fazit 

Deutschland befindet sich auf direktem Weg zur Energiewende. Das beinhaltet die 

grundlegende Umstellung der Energieversorgung – weg von nuklearen und fossi-

len Brennstoffen, hin zu erneuerbaren Energien. Die Zielstellung lautet, dass bis 

2050 die in Deutschland verbrauchte Energie mindestens zu 80 Prozent aus rege-

nerativen Quellen gewonnen wird. Ein Meilenstein auf diesem Weg bildet der effi-

zientere Umgang mit der Energie. Effekte der energieeinsparenden Maßnahmen 

sind bereits messbar. Laut BMWi konnte bis Ende 2015 der Primärenergiebedarf 

bereits um 8,3 Prozent gesenkt werden und soll nach Plänen der Bundesregierung 

bis 2020 um weitere 20 Prozent sinken. Dass die privaten Haushalte, die am Ge-

samtverbrauch mit 25 Prozent beteiligt sind, nur einen geringen Beitrag zur Sen-

kung beigetragen haben, zeigt der Endenergieverbrauch von 2016, der über dem 

von 1990 lag. Um die 19 Millionen Wohngebäude effizient zu gestalten, bedarf es 

erheblicher Anstrengungen und einer effektiven Umsetzung der bestehenden Re-

gelungen. 

Ein Beispiel für eine gelungene Umsetzung einer terminierten, öffentlich-rechtli-

chen Verpflichtung ist die Sanierung dezentraler Kleinkläranlagen bis zum 31. De-

zember 2015 in Sachsen. Von den Regelungen des § 10 SächsWG waren ca. 

56.000 Anlagen betroffen147. Der in der Einleitung genannte Vogtlandkreis ist einer 

der Kreise mit einer hohen Anzahl von dezentralen Kleinkläranlagen. Im Gegen-

satz dazu hatte der Landkreis Görlitz 1.000 sanierungspflichtige Anlagen zu über-

wachen. Die Landkreise und kreisfreien Städte hatten folglich unter sehr verschie-

denen Voraussetzungen die Umsetzung der Anforderungen zu gewährleisten. 

Eine gesetzliche Frist verpflichtet die öffentliche Verwaltung, ihr Handeln so aus-

zurichten und zu planen, dass die gesetzte Frist eingehalten werden kann. Diesem 

Auftrag zu entsprechen, wurde unter Weisung des SMUL ein einheitliches Verfah-

ren durchgeführt. „Ermessensleitende Hinweise“ des SMUL gaben der Umsetzung 

eine Stabilität, so dass ein einheitliches Auftreten aller sächsischen unteren Was-

serbehörden und kommunalen Aufgabenträgern möglich war und ist. Insbeson-

dere die frühzeitige Informationsstrategie war wesentlich für die zuletzt erzielte 

hohe Sanierungsrate. Die betroffenen Anlagenbetreiber erhielten umfangreiche 

Aufklärung in schriftlicher und digitaler Form durch die zuständigen Behörden, in 

Bürgersprechstunden und Gemeindeversammlungen. Damit konnte bis zum Stich-

tag mit 71,1 Prozent eine hohe Sanierungsrate erreicht werden148. Mit Stand vom 

                                                
147 Vgl. Fritzsch, C. ; SMUL (Hrsg.): „Ermessensleitende Hinweise zur Umsetzung der §§ 10 und 52 
SächsWG“, S. 4. 
148 Vgl. Förtsch, S. ; SMUL (Hrsg.): PPP Landeskonferenz Abwasser 2016, S. 10. 
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31. Dezember 2016 bestand noch für 17,1 Prozent die Pflicht ihre Anlage geset-

zeskonform umzurüsten149. Eine sehr bedeutende und wirksame Funktion nimmt 

das engmaschig geführte Controlling ein. Unter Kontrolle des Aufsichtsmanage-

ment der LDS konnten Übergangsregelungen geschaffen werden, die die endgül-

tige Sanierung bis Ende 2020 sicherstellen soll. 

Mit Verweis auf die vorangestellten Erfahrungen ist eine einheitliche Handlungs-

weise essenziell für eine erfolgreiche Umsetzung öffentlich-rechtlicher Verpflich-

tungen. Die gegenwärtigen Regelungen der EnEV und der für Sachsen geltenden 

SächsEnEVDVO weisen insbesondere mit Blick auf die Kontrolle Defizite auf. In 

Ermangelung der Autorisierung und der personellen Engpässe der unteren Bau-

aufsichtsbehörde ist die Überprüfung der unbedingten Sanierungspflicht der obe-

ren Geschossdecke, alternativ des darüberliegenden Daches, nicht gewährleistet. 

Eine Lösung könnte der Vorschlag des Schornsteinfegerhandwerks sein, im Rah-

men der Feuerstättenschau neben den bestehenden Kontrollen nach der EnEV 

zusätzlich diesen Dämmstatus zu kontrollieren. 

Das Fehlen einer einheitlichen Berechnungsmethodik für die Feststellung der Wirt-

schaftlichkeit einer Sanierungsmaßnahme führt unweigerlich zu Ungleichbehand-

lung der Hauseigentümer. Eine geregelte Methodik erleichtert einerseits die Be-

freiungsverfahren und andererseits bietet sie Transparenz für die Ausnahmen, die 

sich der Eigentümer nach § 10 Abs. 5 EnEV selbst attestieren darf. 

Die Steigerung der Sanierungsrate für Bestandsbauten steht in erheblicher Abhän-

gigkeit von der Motivation der Eigentümer. Die größten Effekte erzielen die Moder-

nisierungen des kompletten Hauses bzw. schrittweise nach dem „Bauteilverfah-

ren“. Mit der im Jahr 2017 gestarteten Informationskampagne „Deutschland 

macht‘s effizient“ des BMWi werden die Bürger umfangreich informiert. Hausei-

gentümer, die über die Effekte und den damit verbundenen persönlichen Vergüns-

tigungen sowie den finanziellen staatlichen Unterstützungen hinreichend aufge-

klärt sind, lassen sich eher zu Investitionen motivieren und einen Beitrag zum Um-

weltschutz leisten. Der finanzielle Aspekt spielt eine wesentliche Rolle bei der 

Frage, ob saniert werden kann und wenn in welchem Umfang. Von staatlicher 

Seite werden die gesetzlich geforderten Sanierungen bereits stark flankiert. Unab-

dingbar sind auch die Kontrollinstrumente, die bei der Fördermittelvergabe einge-

setzt werden, um die Energieeffizienz zu gewährleisten. Um die Sanierungsrate in 

dem Maße zu erhöhen, was zielorientiert erforderlich ist, bedarf es offensichtlich 

noch attraktiver, einfach umsetzbarer und technologieoffener Förderung. Die 

                                                
149 Vgl. Rieth, K. ; SMUL (Hrsg.): PPP Landeskonferenz Abwasser 2017, S. 10. 
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EnEV gestattet Abweichungen von den festgelegten Maßstäben, soweit die Ef-

fekte im gleichen Umfang erreicht werden. Die Fördervoraussetzungen der KfW 

hingegen sind zum Beispiel sehr restriktiv und grenzen teilweise Personengruppen 

aus. Für Transferempfänger bzw. mitunter auch Geringverdiener besteht nicht die 

Möglichkeit Förderkredite in Anspruch zu nehmen. Eine hemmende Wirkung auf 

die Sanierungswirkung ist nicht vermeidbar. Einerseits sind die von dieser Art der 

Förderung Ausgeschlossenen nicht in der Lage, die von ihnen geforderte Sanie-

rung auszuführen, andererseits greift es den Grundsatz der Gleichberechtigung 

an. Es ist jedoch ausgeschlossen, dass Aufwendungen für Sanierungen – auch 

aus der gesetzlichen Verpflichtung heraus – als Bedarfe der Unterkunft und Hei-

zung oder Instandhaltungsmaßnahme erstattet werden. Sanierungspflichten beru-

hen nicht auf einem Defekt und stellen regelmäßig Wertsteigerungen dar. Unge-

eignet erscheint auch der Weg der Duldung. Dies benachteiligt diejenigen, welche 

die öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen erfüllen und sich gezielt an den nationa-

len Umweltschutzplänen beteiligen. Eine Lösung könnten staatliche Darlehen bie-

ten, die die mangelnde Leistungsfähigkeit berücksichtigen, wobei die Tilgungsra-

ten den finanziellen Ersparnissen aus der energetischen Sanierung individuell an-

gepasst werden.150 Die Zugangsberechtigung würde sich zum Beispiel an den Ein-

kommensgrenzen für Wohngeld orientieren. 

Es ist abzuwarten, ob die in diesem Jahr angekündigte GEG Lösungen für die 

bestehenden Defizite liefert. Eine wichtige Modifizierung leistet die GEG. Sie bün-

delt die parallel laufenden Energiesparregelungen für Gebäude, was von Experten 

und Verbänden seit längerer Zeit gefordert wird. Das Erreichen der anvisierten 

Energieeinsparung bis 2050 bedarf keiner Verschärfung der energetischen Anfor-

derungen, sondern effektiver Instrumente der Umsetzung, Steigerung der Sanie-

rungsmotivation und der individuellen Förderung. 

                                                
150 Vgl. Böhm, M. ; Schwarz, P.: Möglichkeiten und Grenzen bei der Begründung von energetischen 
Sanierungspflichten für bestehende Gebäude. In: NVwZ. 3/2012. 129 (133). 
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Thesen 

1. Aufgrund ihres hohen Anteils am Endenergieverbrauch ist die energetische 

Sanierung von Wohnhäusern zwingend, um den bis zum Jahr 2050 anvi-

sierten nahezu klimaneutralen Gebäudebestand zu realisieren. 

2. Informationsstrategien, wie „Deutschland macht’s effizient“, steigern die 

Sanierungsmotivation der Eigentümer und bedürfen der zielorientierten 

Fortführung und Erweiterung. 

3. Insbesondere das Förderinstrument „Darlehen“ ist so zu gestalten, dass 

jeder Eigentümer unabhängig von seiner Leistungsfähigkeit diese staatli-

che Unterstützung in Anspruch nehmen kann.  
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Anhang 4: Übergangsfristen für kleine und mittlere Feuerungsanlagen 
nach der 1. BImSchV 

 

 
Feuerungsanlagen nach § 25 Abs. 1 S. 1 BImSchV154 

 
Einzelraumfeuerungsanlagen nach § 26 Abs. 2 1. BImSchV155 

  

                                                
154 ebenda in Anlehnung an Darstellung des § 25 Abs. 1 S. 1 1. BImSchV. 
155 ebenda in Anlehnung an Darstellung des § 26 Abs. 2 1. BImSchV. 
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Anhang 5: Gedächtnisprotokoll Interview vom 8. Februar 2018 

Thema: Aufgaben des Schornsteinfegerhandwerks hinsichtlich umweltrecht-
licher Sanierungspflichten nach der EnEV und 1. BImSchV 

Zeit: Telefonat am 08.02.2018 von 10:00 Uhr bis 10:30 Uhr 

Gesprächspartner: Thomas Kuntke, ö.b.u.v. Sachverständiger für das Sach-
gebiet Schornsteinfegerhandwerk 

 ______________________________________________________________  

Die nachfolgenden Ausführungen sind Antworten im Rahmen des Interviews 

zur Bachelorarbeit. Der Inhalt wird gegliedert nach Themenbereichen wieder-

gegeben. 

1. Umsetzung der Sanierungspflichten nach § 10 Abs. 1, 2 EnEV 
- Gemäß § 26 b Abs. 1 EnEV sind die Bezirksschornsteinfeger zuständig 

für die Durchsetzung der Sanierungspflichten nach § 10 Abs. 1, 2 EnEV. 

- In den ostdeutschen Bundesländer hat diese Regelung eine geringere 

Bedeutung als in den alten Bundesländern, da Gas- wie auch Ölheizun-

gen erst nach der politischen Wende ab 1990 in den Wohnungsbestand 

aufgenommen wurden. Bei diesen Anlagen handelt es sich – bis auf 

einzelne Ausnahmen um Niedertemperaturanlagen oder Brennwertkes-

sel, die nicht von den Regelungen des § 10 Abs. 1 EnEV betroffen sind. 

- Seit 2017 labeln die Schornsteinfeger gemäß § 16 EnVKG die alte Hei-

zungsanlagen. In diesem Zusammenhang können den o. g. Niedertem-

peraturanlagen und den Brennwertkesseln eine Effizienzklasse C bis D 

vergeben werden, was eine gute Beurteilung darstellt. Die momentan 

durch den bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger zu labeln Brenn-

wertgeräte (bis einschließlich Baujahr 1994) werden im Regelfall sogar 

mit "B" versehen. C und D betrifft Niedertemperaturanlagen. 

- Auf Grund des guten Heizungsbestands bezogen auf Sachsen und die 

anderen ostdeutschen Länder kann – in diesen Bereichen – eine sehr 

gute Umsetzung der Sanierungspflichten nach § 10 Abs. 1 EnEV ver-

zeichnet werden. 

- Die weitere Kontrollpflicht obliegt den Schornsteinfegern bei der Däm-

mung der Wärmeverteilungs- und Warmwasserleitungen sowie der Ar-

maturen gemäß § 10 Abs. 2 EnEV. Verstöße gegen diese Vorschrift be-

treffen mitunter nur kleine Teilbereiche (max. 1 m) oder auch nur Vertei-

ler. Dieser Energieverlust ist jedoch nicht zu unterschätzen, denn „Un-

tersuchungen ergaben, dass der jährliche Wärmeverlust, der durch un-

gedämmte Verteilleitungen und Armaturen im Kellerbereich verursacht 

wird, bei der bisher üblichen Auslegung des Rohrnetzes bis zu einem 

Viertel des Jahres-Heizenergieverbrauchs eines Wohngebäudes betra-

gen kann.“ (s. Fachvortrag S. 11) 

- Mängel werden beanstandet und zur fristgerechten Behebung beauf-

lagt. Nur in einzelnen Fällen sind Meldungen an die untere Bauaufsichts-

behörde erforderlich, die für den Vollzug der Ordnungswidrigkeiten zu-

ständig ist. Erfahrungsgemäß werden diesen Anzeigen nur in den sel-

tensten Fällen nachgegangen, da es sich nur um geringfügige Vergehen 

handelt und kein Gefahrenpotential erkennbar ist. 
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2. Umsetzung der Sanierungspflichten nach §§ 25 ff. 1. BImSchV 
- Es existiert noch ein relativ großer Bestand an Altanlagen, die unter die 

Vorschriften der 1. BImSchV fallen. 

- Den Vollzug bei Nichtbeachtung der Sanierungspflichten regelt die 1. 

BImSchV nicht. Hergeleitet von den allgemeinen Pflichten „…techni-

scher Zustand nicht mehr gewährleistet…“ verfahren die bevollmächtig-

ten Schornsteinfeger wie folgt: Erfolgt die Stilllegung oder Sanierung in 

der vorgegebenen Frist nicht – was erst bei der nächstfolgenden Feuer-

stättenschau (zweimal innerhalb von 7 Jahren, frühestens drei Jahre 

und spätestens fünf Jahre nach der letzten Feuerstättenschau) festge-

stellt werden kann – wird eine erneute kurze Frist gesetzt. Erst dann 

ergeht die Meldung an die zuständige Vollzugsbehörde. Diese ist durch 

interne Absprachen regional unterschiedlich geregelt. 

- Für Feuerungsanlagen nach § 26 1. BImSchV gilt die gleiche Regelung 

bzgl. des Vollzugs. 

- Informationspflicht der bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger an 

den Anlagenbetreiber über Nachrüstpflicht bzw. Stilllegung – zwei Jahre 

vor Erfüllung der Sanierungspflicht (§ 26 Abs. 5 S. 4 1. BImSchV). 

Umsetzung der Sanierungspflichten nach § 10 Abs. 3 EnEV 
- Die bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger sind nicht zuständig für 

die Überprüfung der Sanierung der obersten Geschossdecke bzw. wahl-

weise des Daches. Im Rahmen der Feuerstättenschau könnte diese 

Kontrolle ebenso durchgeführt werden und wäre eine effektive Lösung 

(s. Fachartikel S. 22) 
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Anhang 6: Gedächtnisprotokoll Interview vom 12. Februar 2018 

Thema: Vollzug EnEV 

Zeit: Telefonat am 12.02.2018 von 09:00 Uhr bis 09:30 Uhr 

Gesprächspartner: Maik Jahn, Sachbearbeiter SG Untere Bauaufsichtsbe-
hörde, LRA Görlitz 

 ______________________________________________________________  

Die nachfolgenden Ausführungen sind Antworten im Rahmen des Interviews 

zur Bachelorarbeit. 

- Sanierungspflichten nach § 10 Abs. 3 EnEV werden nicht seitens der 

Behörde kontrolliert. Informationen über säumige Nachrüstpflichten 

bzgl. des § 10 Abs. 3 EnEV erreichen die Behörde vereinzelt über Hin-

weise von Bürgern sowie vereinzelt von ausführenden Gewerken. Letz-

teres betrifft ausschließlich die bedingten Nachrüstpflichten gem. § 9 

EnEV i.V.m. deren Anlage 3. 

- Anzeigen der Bezirksschornsteinfeger liegen ausschließlich über ge-

ringfügige Nachlässigkeiten bzgl. der Dämmung der Wärmeverteilungs- 

und Warmwasserleitungen sowie der Armaturen gemäß § 10 Abs. 2 

EnEV vor und dies in geringer Anzahl. Die betroffenen Bürger kommen 

ihrer Verpflichtung – bis auf einen sehr geringen Anteil – nach behördli-

cher Aufforderungen nach. Die ausbleibenden Verfahren werden auf-

grund der Geringfügigkeit des Verstoßes eingestellt. 

- Bei Fällen der Sanierung von Außenbauteilen – insbesondere im Be-

reich des Denkmalschutzes – kommt es in Einzelfällen zu Anträgen auf 

Ausnahmegenehmigung von der Nachrüstpflicht nach § 9 EnEV i.V.m 

deren Anlage 3. Ausnahmegenehmigungen werden in begründeten Fäl-

len erteilt, die jedoch in geringfügiger Anzahl bisher beschieden wurden. 
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Anhang 7: Gedächtnisprotokoll Interview vom 12. Februar 2018 

Thema: Vollzug 1. BImSchV 

Zeit: Telefonat am 12.02.2018 von 09:45 Uhr bis 10:15 Uhr 

Gesprächspartner: Dr. Kloß, Sachbearbeiterin SG Untere Immissionsschutz-
behörde, LRA Görlitz 

 ______________________________________________________________  

Die nachfolgenden Ausführungen sind Antworten im Rahmen des Interviews 

zur Bachelorarbeit. 

- In Zusammenarbeit mit den Schornsteinfegern der 25 Kehrbezirke im 

Landkreis liegen der Behörde eine flächendeckende Erfassung der klei-

nen und mittleren Feuerungsanlagen nach der 1. BImSchV vor. Danach 

halten aktuell ca. 300 Anlagen nicht die geforderten CO-Grenzwerte ein. 

Die Grenzwerte der Staubemissionen werden nur in Einzelfällen über-

schritten. Dass die 1. BImSchV ihre Zielstellung der Minderung der 

Feinstaubbelastung nicht erreicht, zeigt sich bereits bei diesen Messer-

gebnissen. Insbesondere die Staubemission ist für die Feinstaubbelas-

tung mit ausschlaggebend. Hingegen die CO-Grenzwerte – die in der 

aktuellen Version ein Viertel der Grenzwerte der vorangegangenen Ver-

sion – betragen, werden auch von einer Vielzahl der Pellet- und Scheit-

holzanlagen, die dem Stand der Technik entsprechen, nicht eingehalten. 

- Die Sanierungspflicht bestand für betreffende Anlage nach der 1. BIm-

SchV bereits bis Ende 2014. Die erforderlichen Messungen durch die 

Schornsteinfeger konnten mangels Messgeräte flächendeckend erst 

Mitte 2015 angegangen werden. Darauf zurückzuführen ist der noch be-

stehende Sanierungsstau. Eine Nachrüstung von Filteranlagen ist auf-

grund nicht existenter wirksamer Bauteile (bis auf ein Produkt, das nur 

eingeschränkt eingesetzt werden kann) ausgeschlossen. Die Regel be-

triffen die Stilllegung der grenzüberschreitenden Anlage und der Ersatz 

durch eine neue Anlage nach dem Stand der Technik. 

- Häufiger als bei Sanierungspflichten nach der EnEV bearbeitet die Be-

hörde Anträge auf Ausnahmegenehmigung. Diese werden in der Regel 

entschieden nach den Grenzwerten der vorangegangenen 1. BImSchV. 

Nur bei Überschreitung dieser Grenzwerte werden Stilllegungen ange-

ordnet. Auch in diesen Fällen (Einzelfälle) werden nach Anhörung der 

Betroffenen und Darlegung ihrer mangelnden Leistungsfähigkeit kein 

Zwang ausgeübt, sondern der Zustand bis auf Weiteres geduldet. 

- Ähnlich agieren auch die anderen sächsischen Landkreise. Unter-

schiede ergeben sich meist nur aus der Anzahl der noch sanierungs-

pflichtigen Anlagen. Dies ist unter Anderem zurückzuführen auf die Tat-

sache, dass in den urbanen Gebieten Fernwärmeversorgung vor-

herrscht und weniger alte Feststoffkessel im Bestand sind als in den 

Flächenlandkreisen. Auch die Durchführung und Auswertung der Mes-

sungen durch die bevollmächtigten Schornsteinfeger wird unterschied-

lich gehandhabt. Insgesamt stellt jedoch der Vollzug der 1.BImSchV 

eine große Herausforderung für die Landkreise dar. 
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Anhang 8: Kostenbeispiel für eine neue Heizungsanlage 
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